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ministeriums der Finanzen vom 23.06.2003 IV C5 -S 2363 -21/03
entspricht. Der Erlass des MdFBB vom 02.07.2003 ist den mit den
Lohnsteuerkarten 2004' befassten Meldebehörden übersandt worden.
Diese Anweisungen, die Lohnsteuer-Richtlinien 2003, die Einkommen-
steuer-Richtlinien 2001 und das Einkommensteuer-Handbuch 2002 lie-
gen diesem Merkblatt zugrunde.
Neueinfügungen gegenüber dem Vorjahr sind durch Randstriche

gekennzeichnet.

2. Ausgestaltung der Lohnsteuerkarte 2004

AlJsstellun~1 der Lohnsteuerkarten 2004
dLlrch die Giemeinden

(1) Für die Ausstellung der lohnsteuerkarten 2004 ist vom
Bundesministerium der Finanzen ein allgemein geltendes
Muster bestimmt worden.

(2) Reichen die angeforderten Lohnsteuerkarten nicht aus, so ist
der Mehrbedarf bei der Oberfinanzdirektion schriftlich anzufordern. Die
Gemeinden dürfen keine Aufträge an Druckereien zur Herstellung von
Lohnsteuerkarten erteilen und den Finanzämtern keine unausgefüllten
Lohnsteuerkarten zur Verfügung stellen.

(3) Auf der Vorderseite der Lohnsteuerkarte sind bestimmt
Abschnitt I für die Bescheinigung der Steuerklasse, der Zahl

der Kinderfreibeträge für Kinder unter 18 Jahren und
der Merkmale zum Kirchensteuerabzug;

Abschnitt II für Änderungen der Eintragungen im Abschnitt I
durch die Gemeinden oder die Finanzämter;

Abschnitt III für die Eintragung eines steuerfreien Betrags;
Abschnitt IV tür die Eintragung eines Hinzurechnungsbetrags

5. Örtliche Zuständigkeit der Gemeinden
6. Sachliche Voraussetzungen
7. Sonderregelungen
8. Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte
9. Bezeichnung der Religionsgemeinschaft

10. Eintragung der Steuerklasse
11 Bescheinigung von Kindern
12. Besonderheiten bei der Ausstellung einer Lohnsteuerkarte für

ausländische Arbeitnehmer
13. Eintragung von Pauschbeträgen für Behinderte und

Hinterbliebene
14 Übermittlun~J der Lohnsteuerkarte 2004
15. Nachträgliche Ausstellung von Lohnsteuerkarten
16. Ersatz-Lohnsteuerkarte
17 Sicherheitsmaßnahmen

Ergänzung und Änderung der Eintragungen
alJlf der Lohnsteuerkarte

(4) Auf der Rückseite der Lohnsteuerkarte ist bestimmt

Abschnitt V

(Zeilen 1 bis 19) für die Lohnsteuerbescheinigung durch den

Arbeitgeber;
für besondere Angaben

für die Bescheinigung des ausgezahlten

Kindergeldes

(Zeilen 20 bis 24)

(Zeile 25)
18. Ergänzung (jurch die Gemeinde wegen Änderung der

Steuerklasse, der Zahl der Kinderfreibeträge sowie der
Pauschbeträge für Behinderte und Hinterbliebene

19. Ergänzung (jurch die Gemeinde wegen Änderung der
Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft

20. Ergänzung IJnd Änderung durch das Finanzamt

Das 'Muster der Lohnsteuerkarte 2004 ist gemäß § 51 Abs. 4 Nr. 1
EStG bestimmt worden. Die Farbe der Lohnsteuerkarte 2004 ist

orange.

3. Informationsblatt "Wichtige Hinweise zur
Lohnsteuerkarte 2004"

RechtsbehE~lfe

21.Rechtsbehelfe

Allgemeines Das Informationsblatt "Wichtige Hinweise zur Lohnsteuerkarte 2004"
wird im Land Brandenburg nicht mehr zusammen mit der
Lohnsteuerkarte 2004 an die Arbeitnehmer versendet.1. Rechtsgrundlagen

Um delT] Informationsbedarf der Bürger nachzukommen, ist das
Informationsblatt künftig von den Einwohnermeldeämtern in eigener
Zuständigkeit ggf. im Amtsblatt zu veröffentlichen und in der Gemeinde

auszulegen.

Die Einwohnermeldeämter haben den Text des Informationsblattes

zum Zweck der Veröffentlichung erhalten.

Darüber hinaus hat das Ministerium der Finanzen des Landes
Brandenburg den Text ins Internet gestellt und eine Pressemitteilung

herausgegeben.

Für die Ausgestaltung, Ausstellung und Übermittlung der Lohnsteuer-
karten 2004 gelten -soweit nachstehend nichts anderes vermerkt ist -

die Vorschriften der §§ 32, 38b, 39ft. des Einkommensteuergesetzes
2002 in der Fassung vom 16. April 1997 (BGBII S. 821 -BStBI I S.
415), zuletzt geändert durch das Gesetz zum Abbau von Steuerv~r-
günstigungen und Ausnahmeregelungen (Steuervergünstigungsab-
baugesetz-StVergAbG) vom 16.05.2003 (BGBI] S. 660 -BStBL I S.

321).
Die Ausstellun~1 der Lohnsteuerkarten 2004 richtet sich nach dem

Erlass des Finanzministeriums des Landes Brandenburg (MdFBB)
vom 02.07.200:1 36-S. 2363 -1/03, der dem Schreiben des Bundes-
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4. Rechtsstellung der Gemeinden letzter Satz EStG). In diesen Fällen ist auf der Lohnsteuerkarte des jün-
geren Ehegatten stets die Anschrift einzutragen, an der er tatsächlich
seine Hauptwohnung bzw. Wohnung hat. Ist der jüngere Ehegatte im
Bereich der ausstellenden Gemeinde aber mit Nebenwohnung gemel-
det, kann aus Vereinfachungsgründen auch diese Anschrift eingetra-
gen werden.

Die Gemeinden sind insoweit, als sie Lohnsteuerkarten auszustellen,
Eintragungen auf den Lohnsteuerkarten vorzunehmen und zu ändern
haben, örtliche Landesfinanzbehörden. Sie sind insoweit yerpflich-
tet, den Anweisungen des örtlich zuständigen Finanzamts nachzukom-
men. Das Finanzamt kann erforderlichenfalls Verwaltungsakte, für die
eine Gemeinde sachlich zuständig ist, selbst erfassen (§ 39 Abs. 6

EStG)

(6) Erfolgt bei einem Wechsel der Hauptwohnung die Abmeldung.
vor und die Anmeldung nach dem 20. September 2003, so hat die
Zuzugsgemeinde die Lohnsteuerkarte auszustellen. Die Zuzugs-
gemeinde darf jedoch keine Lohnsteuerkarte ausstellen, wenn sich der
Arbeitnehmer nach dem Stichtag rückwirkend auf einen Tag anmeldet,
der vor dem Stichtag liegt, und er sich bei der bisherigen Gemeinde
jedoch erst nach dem 20. September 2003 abgemeldet 'hat.

Ausstellung der Lohnsteuerkarten 2004
dlJrch die Gemeinden

5. Örtliche Zuständigkeit der Gemeinden

(7) Ist der Arbeitnehmer für eine Wohnung nicht gemeldet, so ist
die Lohnsteuerkarte 2004 von der Gemeinde auszustellen, in deren
Bezirk der Arbeitnehmer am 20. September 2003 seinen gewöhnlichen

Aufenthalt hat.
Versichert der Arbeitnehmer, dass für das in Betracht kommende
Kalenderjahr von keiner anderen Gemeinde eine Lohnsteuerkarte aus-
gestellt worden ist, kann sein gewöhnlicher Aufenthalt am
Ausstellungsstichtag (20.09.) in der Gemeinde unterstellt werden, bei
der der Antrag a~f Ausstellung der Lohnsteuerkarte gestellt wird.

(1) Die Bestimmungen über die Zuständigkeit der Gemeinden
müssen genau beachtet werden, wenn verhindert werden soll, dass
derselbe Arbeitnehmer mehrere Lohnsteuerkarten mit den

Steuerklassen I bis Verhält.

(2) Die Gemeinden haben gemäß § 39 EStG den nach § 1 Abs. 1
EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmern
die Lohnsteuerkarten 2004 unentgeltlich auszustellen, die am
20. September 2003 (Stichtag für "die Ausstellung der Lohnsteuerkarten
2004) oder erstmals nach diesem Stichtag im Bezirk der Gemeinden
ihre Hauptwohnung oder in Ermangelung einer Wohnung ihren

gewöhnlichen Aufenthalt hatten (vgl. Abschn. 6).

(8) Die Zuständigkeit für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten für
Gefangene und Haftentlassene richtet sich grundsätzlich nach den
allgmeinen Bestimmungen (vgl. Abs. 2-7). Bereitet jedoch in Einzelfijl-
jen die Ermittlung der zuständigen Gemeinden Schwierigkeiten, so
besteh~n keine Bedenken, dass die Gemeinde, in der die Jusitzvoll-
zugsanstalt (JVA) gelegen ist. für den Gefangenen oder Haftent-

lassenen eine Lohnsteuerkarte ausstellt, wenn

1. der Gefangene oder Haftentlassene seine Wohnung an dem
für die Ausstellung der Lohnsteuerkarte maßgebenden Stich-

tag bereits aufgegeben hatte;

(3) Für den Begriff der Hauptwohnung sind die melderechtlichen
Vorschriften maßgebend. Hauptwohnung ist die vorwiegend genutzte

Wohnung des Einwohners.
Die Gemeinde, in deren Bezirk der Arbeitnehmer oder bei verheirate-

ten Arbeitnehmern der ältere Ehegatte für eine Nebenwohnung gemel-
det ist. darf für diesen keine Lohnsteuerkarte ausstellen. 2. der Gefangene oder Haftenllassene versichert. dass ~r vor der

Inhaftierung ohne Wohnung gewesen IsI.

(4) Bei unverheirateten Arbeitnehmern und bei verheirateten
Arbeitnehmern, deren Ehegatte nicht nach § 1 Abs. 1 EStG unbe-
schränkt einko!T1mensteuerpflichtig ist oder die von ihrem Ehegatten
dauernd getrennt leben, ist die Gemeinde für die Ausstellung der
Lohnsteuerkarten 2004 örtlich zuständig, in deren Bezirk der
Arbeitnehmer am 20. September 2003 für seine Wohnung, bei mehre-
ren Wohnungen für seine Hauptwohnung, gemeldet ist.

Insassen einer JVA haben dort bei einem Zwangsaufenthalt von mehr
als sechs Monaten Dauer ihren gewöhnlichen AufenthaltiBFH-Urteil v.

14. November 1986 -BFH/NV 1987 S. 262).

Wenn ein Gefangener oder Haftenlassener, der unter der Anschrift der
JVA gemeldet ist, vermeiden will, dass seine LohnSteuerkarte die
Anschrift der JVA enthält, kann er auf die Ausstellung der
Lohnsteuerkarte im allgemeinen Ausstellungsverfahren verzichten.
Beantragt er nach der Haftentlassung eine Lohnsteuerkarte\ so ist
deren nachträgliche Ausstellung, für die nach wie vor die Gemeinde
örtlich zuständig ist, in deren Bezirk sich die JVA befindet, mit der
Anmeldung bei ersten Wohnsitzgemeinde nach der Haftentlassung in
der Weise zu verbinden, dass die neue Meldeadresse eingetragen wird

(R 108 Abs. 8 LStR 2003).

(5) Bei verheirateten Arbeitnehmem, deren Ehegatte nach § 1
Abs. 1 EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist und die von
ihrem Ehegatten nicht dauernd getrennt leben, ist die Gemeinde für die
Ausstellung der Lohnsteuerkarte 2004 örtlich zuständig, in deren

Bezirk die Ehegatten am 2Q. September 2003,

wenn sie insgesamt nur eine Wohnung haben, für diese

eine gemeinsame Wohnung, (9) Abweichend von Abs. 4 bis 7 werden Lohnsteuerkarten für
Aussiedler, die in den Grenzdurchgangslagern Nürnberg oder
Friedland (einschi. der AußensteIle Osnabrück) eintreffe!), nur noch
dann von der Gemeinde Friedland bzw. von den Städten Nümberg und
Osnabrück au&gestellt, wenn die Arbeitnehmer auch nach dem
Verlassen der Durchgangslager in deren Bezirk nicht nur vorüberge-

hend verweilen.

wenn sie mehrere Wohnungen haben, für eine gemein-

same Hauptwohnung

gemeldet sind. Sind die Ehegatten weder für eine gemeinsame
Wohnung im Sinne des Buchstaben a noch im Fall des Buchstaben b
für eine gemeinsame Hauptwohnung gemeldet, so ist die
Lohnsteuerkarte 2004 von der Gemeinde auszustellen, in der~n Bezirk
der ältere Ehegatte am 20. September 2003 für seine Wohnung, bei
mehreren Wohnungen für seine Hauptwohnung gemeldet ist (R 109

(örtliche Zuständigkeit) LStR 2003).

Unterhalten kinderlose Ehepaare, die nicht dauernd getrennt leben,
aus beruflichen Gründen zwei Wohnungen, von denen aus sie jeweils
ihrer Berufstätigkeit nachgehen, und lässt sich nach den Darlegungen
der Meldepflichtigen nicht zweifelsfrei bestimmen, wo der Schwerpunkt
der Lebensbeziehungen liegt, so kann es im Einzelfall angezeigt sein,
die Wohnung eines jeden der Ehegatten als dessen Hauptwohnung zu

bestimmen. Die Zuständigkeit für die Ausstellung der Lohnsteuerkarten
für beide Ehegatten liegt auch in diesen Fällen bei der Gemeinde, bei
der der ältere Ehegatte mit Hauptwohnung gemeldet ist (§ 39 Abs. 2

Diese Regelung gilt entsprechend für weitere AußensteIlen und ande-
re Lager und Einrichtungen (z.B. LandesaufnahmesteIle für Aussiedler
des ~ndes Brandenburg in Peitz und Erstaufnahmeeinrichtung in

Dranse). Für die in der LandesaufnahmesteIle Peitz eintreffenden
Aussiedler werden dagegen vorerst weiterhin Lohnsteuerkarten auf
Antrag ausgestellt, da diese Personen dort in der Regel solange ver-

weilen, dass sie in Peitz mit (Haupt-) Wohnung angemeldet werden.

(10) Soweit die Ausstellung versehentlich unterblieben ist, oder die
zuständige Gemeinde aus ihren Unterlagen nicht erkennen konnte,
dass der Arbeitnehmer eine Lohnsteuerkarte 2004 benötigt, hat die
Gemeinde die Ausstellung nachzuholen. Lohnsteuerkarten mit dem

Eindruck 20.09.2003 dürfen dafür nicht verwendet werden.
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(11) Bei Wehrpflichtigen, Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit und
Studenten gelten hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit der Gemeinde
für die Auss.tellung der Lohnsteuerkarte 2004 keine Besonderheiten.

Bleibe dienen kann (BFH-Urteil vom 17.05.1995, BStSI 11 1996 S. 2).
Das Innehaben der inländischen Wohnung kann nach den Umständen
des Einzelfalles auch dann anzunehmen sein, wenn der

Steuerpflichtige sie während eines Auslandsaufenthalts kurzfristig (bis
zu sechs Monaten) vermietet oder untervermietet, um sie alsbald nach
Rückkehr im Inland wieder zu benutzen. Zur Zuständigkeit. in diesen
Fällen siehe §19 Abs. 1 Satz 2 AC.t5. Sachliche Voraussetzungen

Ein Wohnsitz im Sinne von § 8 AG besteht nicht mehr, wenn die inlän-
dische Wohnung/die inländischen Wohnungen aufgegeben wird/wer-
den. Das ist z. B. der Fall bei Kündigung und Auflösung einer

Mietwohnung, bei nicht nur kurzfristiger Vermietung der Wohnung im
eigenen Haus bzw. der Eigentumswohnung. Wird die inländische
Wohnung zur bloßen Vermögensverwaltung zurückgelassen, endet der
Wohnsitz mit dem Wegzug. Bloße Vermögensverwaltung liegt z. B. vor,
wenn ein ins Ausland versetzter Steuerpflichtiger bzw. ein im Ausland
lebender Steuerpflichtiger seine Wohnung/sein Haus verkaufen oder
langfristig vermieten will und dies in absehbarer Zeit auch tatsächlich
verwirklicht. Eine zwischenzeitliche kurze Rückkehr (zur Beaufsichti-
gung und Verwaltung der zurückgelassene Wohnung} führt nicht dazu,
dass die zurückgelassene Wohnung dadurch zum inländischen
Wohnsitz wird.

Lohnsteuerkal1en sind nur den nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt

einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmem auszustellen. Das sind alle
natürlichen P'ersonen, die im Inland einen Wohnsitz oder ihren

gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Hierbei ist fol~lendes zu beachten:

Einen Wohnsitz im Sinne der Steuergesetze hat jemand dort, wo er
eine Wohnung unter Umständen innehat, die darauf schließen .lassen,
dass er die Wohnung beibehalten und benutzen wird (§ 8 AG).
Bei dem Begriff des Wohnsitzes handelt es sich um einen eigenständi-

gen steuerrechilichen Begriff, der allein auf die tatsächlichen
Verhältnisse abstellt (BFH-Urteil vom 10. November 1978, BStBI 11
1979 S. 335). Die Frage des Wohnsitzes ist bei Ehegatten und sonsti-

gen Familienangehörigen für jede Person gesondert zu prüfen.
Personen können aber über einen Familienangehörigen einen
Wohnsitz beibehalten. Ein Ehegatte, der nicht dauernd getrennt lebt,
hat seinen Wohnsitz grundsätzlich dort, wo seine Familie lebt (BFH-
Urteil vom 06;02.1985, BStBll1 S. 331). Ein ausländisches Kind, das
im Heimatland bei Verwandten untergebracht ist und dort die Schule
besucht, hat grundsätzlich keinen Wohnsitz im Inland. Dies gilt auch
dann, wenn es sich in den Schulferien bei seinen Eltern im Inland auf-
hält (BFH.Urteil vpm 22.04.1994, BStBll1 S. 887).

Den gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Steuergesetze hat'
jemand dort. wo er sich unter Umständen aufhält, die erkennen lassen,
dass er an diesem Ort oder in. diesem Gebiet nicht nur vorübergehend
verweilt (§ 9 AO). Als gewöhnlicher Aufenthalt ist stets und von Beginn
an zeitlich zusammenhängender Aufenthalt von mehr als 6 Monaten
Dauer anzusehen; kurzfristige Unterbrechungen bleiben unberück-

sichtigt.

~

!

Sofem nicht die besonderen Voraussetzungen des § 9 Satz 3 AC vor-
liegen, wird an den inländischen Aufenthalt während eines zusammen-
hängenden Zeitraums von mehr als sechs Monaten die unwiderlegba-
re Vermutung für das Vorhandensein eines gewöhnlichen Aufenthalts
geknüpft. Der Begriff "gewöhnlich" ist gleichbedeutend mit "dauernd".
"Dauernd" erfordert keine ununterbrochene Anwesenheit, sondern ist
im Sinne .nicht nur vorübergehend" zu verstehen (BFH-Urteil vom
30.08.1989, BStBI I1 S. 956). Bei Unterbrechungen der Anwesenheit
kommt es darauf an, ob noch ein einheitlicher Aufenthalt oder mehrere
getrennte Aufenthalte anzugehmen sind. Eine!nheitlicher Aufenthalt ist
gegeben, wenn der Aufenthalt nach den Verhältnissen fortgesetzt
werden sollte und die Unterbrechung nur kurzfristig ist. Als kurzfristige
Unterbrechung kommen in Betracht Familienheimfahrten, Jahres-
urlaub, längerer Heimaturtaub, Kur und Erholung, aber auch geschäft-
liche Reisen. Der Tatbestand des gewöhnlichen Aufenthalts kann bei
einem weniger als sechs Monate dauernden Aufenthalt verwirklicht
werden, wenn Inlandsaufenthalte nacheinander folgen, die sachlich
miteinander verbunden sind, und der Steuerpflichtige von vornherein
beabsichtigt, nicht nur vorübergehend im Inland zu verweilen (BFH-
Urteile vom 27.07.1962, BStBlll1 S. 429, und vom 03:°8.1977, BStBI
111978 S. 118).

Die bloße Ab!;icht, einen Wohnsitz zu begründen oder aufzugeben,
bzw. die An- und Abmeldung bei der Ordnungsbehördeentfalten allein
keine unmittelbare steuerliche Wirkung (BFH-Urteil vom 14.11.1969,
BStBll1 1970 S. 153). I. d. R. stimmen der bürgerlich-rechtliche, auf-
grund einer Willenserklärung des Steuerpflichtigen von ihm selbst
bestimmte Wohnsitz und der ~teuerlich maßgebende Wohnsitz über-
ein. Deshalb können die An- und Abmeldung bei der Ordnungsbehörde
im allgemeinen als Indizien dafür angesehen werden, dass der

Steuerpflichtige seinen Wohnsitz unter der von ihm angegebenen
Anschrift begründet bzw. aufgegeben hat.

Mit Wohnung sind die objektiv zum Wohnen geeigneten Wohnräume

gemeint. Es genügt eine bescheidene Bleibe. Nicht erforderlich ist eine
abgeschlossene Wohnung mit Küche und separater Waschgelegenheit
im Sinne des Bewertungsrechts.

'\;,;

Der gewöhnliche Aufenthalt im Inland ist zu verneinen, wenn der
Steuerpflichtige unter Benutzung einer im Ausland gelegenen
Wohnung lediglich seine Tätigkeit im Inland ausübt (BFH-Urteil vom
25.05.1988, BStBll1 S.944). Grenzgänger haben ihren gewöhnlichen
Aufenthalt grund?ätzlich im Wohnsitzstaat (BFH-Urteile vom
10.05.1989, BStBl1I SI 755, und vom 10.07.1996 BStBI1I1997 S. 15).
Dasselbe gilt für Unternehmer/Freiberufler, die regelmäßig jeweils
nach Geschäftsschluss zu ihrer Familienwohnung im Ausland zurück-
kehren (BFH-Urteil vom 06.02.1985, BStBI II S.331). Wer allerdings
regelmäßig an Arbeitstagen am Arbeits-/Geschäftsort im Inland über-
nachtet und sich nur am Wochenende bzw. an Feiertagen und im
Urlaub zu seiner Wohnung im Ausland begibt, hat an dem inländischen
Arbeits-/Geschäftsort jedenfalls seinen gewöhnlichen Aufenthalt.

Der gewöhnliche Aufenthalt kann nicht gleichzeitig an mehreren Orten
bestehen. Bei fortdauerndem Schwerpunktaufenthalt im Ausland
begründen kurzfristige Aufenthalte im Inland,z. B. Geschäfts-, Dienst-
reisen, Schulungen, keinen gewöhnlichen Aufenth.alt im Inland. Umge-
kehrt führen kurzfristige Auslandsaufenthalte bei fortdauerndem
Schwerpunktautenthalt im Inland nicht zur Aufgabe eines gewöhn-
lichen Aufenthalts im Inland.

Der Steuerpflil:htige muss die Wohnung innehaben, d. h. er muss tat-
sächlich über sie verfügen können und sie als Bleibe nicht nur vorüber-
gehend benut;~en (BFH-Urteile vom 2404.1964, BStBlll1 S. 462. und
06.03.1968, B:3tBI 1I 1968 S. 439). Es genügt, dass die Wohnung z.B.
über Jahre hinweg jährlich regelmäßig zweimal zu bestimmten Zeiten
über einige Wochen benutzt wird (BFH-Urteil vom 23.11.1988, BStBll1
1989 S. 182:1. Anhaltspunkte dafür können die Ausstattung und
Einrichtung sein; nicht erforderlich ist, dass sich der Steuerpflichtige
während einer Mindestanzahl von Tagen oder Wochen im Jahr in der
Wohnung aufhält (BFH-Ul1eil vom 19.03.1997, BStBl1I S. 447). Wer
eine Wohnung von vornherein in der Absicht nimmt, sie nur vorüberge-
hend (weniger als sechs Monate) beizubehalten und zu benutzen,
begründet don! keinen Wohnsitz (BFH-Urteil vom 30.08.1989, BStBI 11
S. 956). Auch gelegentliches Übernachten auf einem inländischen
Betriebsgelände, in einem Büro u. ä. (sog. Schlafsteile) kann dort kei-
nen Wohnsitz begründen (BFH-Ul1eil vom 00.02.1985, BStBl1I S. 331).
Wer sich -auc;h in regelmäßigen Abständen -in der Wohnung eines
Angehörigen oder eines Bekannten aufhält, begründet dort ebenfalls
keinen Wohnsitz (BFH-Urteil vom 24.10.1969, BStBI1I1970 S. 109),
sofern es nicht wie im Fall einer Familienwohnung oder der Wohnung
einer Wohngemeinschaft gleichzeitig die eigene Wohnung ist.
Wer einen Wohnsitz im Ausland begründet und seine Wohnung im
Inland beibehält, hat auch im Inland einer) Wohnsitz im Sinne von § 8
(BFH-Urteil vom 04.06.1975. BStBI 11 S. 708). Bei einem ins Ausland
versetzten Art,eitnehmer ist ein inländischer Wohnsitz widerlegbar zu
vermuten, wenn er seine Wohnung im Inland beibehält, deren
Benutzung ihnl möglich ist und die nach ihrer Ausstattung jederzeit als
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Der gewöhnliche Aufenthalt im Inland ist aufgegeben, wenn der

Steuerpflichtige zusammenhängend mehr als sechs Monate im
Ausland lebt, es sei denn, dass besondere Umstände darauf schließen
lassen, dass die Beziehungen zum Inland bestehen bleiben.

schen Arbeitgeber, ist keine Lohnsteuerkarte auszustellen. Sein ggf.
deutscher Ehegatte bleibt unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. Für
ihn ist, wenn er Arbeitslohn aus einem inländischen Dienstverhältnis

bezieht, eine Lohnsteuerkarte auszustellen. Es kann ihm von der
Gemeinde jedoch nur die Steuerklasse I oder II (vgl. Ausführungen zu
Abschn. 10 Abs. 1 Nr. 2 dritter Absatz) bescheinigt werden, weil für die
Bescheinigung der Steuerklasse 1I unbeschränkte Einkommensteuer-
pflicht nach § 1 Abs. 1 EStG beider Ehegatten erforderlich ist. Siehe
aber auch Abschn. 18 Abs. 10 und Abschn. 20 Abs. 1.

Entscheidend ist dabei, ob der Steuerpflichtige den persönlichen und

geschäftlichen Lebe,nsmittelpunkt ins Ausland verlegt hat und ob er sei-
nen Will~n. in den (3eltungsbereich dieses Gesetzes zurückzukehren.

endgültig aufgegeben hat (BFH-Urteil vom 27.07.1962, BStBI 111 S.
429). Als Kriterien dafür können die familiären, beruflichen und gesell-
schaftlichen Bindurigen herangezogen werden (z. B. Wohnung der
Familienangehörigen im Inland, Sitz des Gewerbebetriebs im Inland).
Hält sich der Steuerpflichtige zusammenhängend länger als ein Jahr im
Ausland auf, .ist grundsätzlich eine Aufgabe des gewöhnlichen
Aufenthalts im Inland anzunehmen.

Bei ausländischen diplomatischen und berufskonsularischen

Vertretungen beschäftigte nichtdeutsche Personen sowie deren haus-
haltszugehörige nichtdeutsche Familienmitglieder, die in der Bundes-
republik Deutschland ständig ansässig sind, sind nach § 1 Abs. 1 EStG
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig.. Bezieht ein haushaltszugehö-
riges nichtdeutsches Familienmitglied Arbeitslohn von einem deut-
schen Arbeitgeber, so ist eine Lohnsteuerkarte mit familiengerechter
Steuerklasse auszustellen.

Zu den Besonderheiten bei Arbeitnehmern mit Besteuerungsmerkma-
len im Ausland (u. a. \>ei unbeschränkter Steuerpflicht im Sinne des
§ 1 Abs. 2 und 3 E:StG) vgl. Abschn. 7 Abs. 1; Abschn. 15 Abs. 3 letz-
ter Satz; Abschn. 18 Abs.1 0 und Abschn. 20 Abs. 1. ,

Bekundet ein bei einer ausländischen Vertretung beschäftigtes nicht-
deutsches Mitglied des Verwaltungs- und technischen Personals (ent-
sandte Kraft) seine Absicht, ständig in der Bundesrepublik Deutschland
zu bleiben, wird der Leiter der ausländischen Vertretung dem Auswär-
tigen Amt eine entsprechende Mitte!lung machen, so dass der betref-
f~nde Bedienstete von diesem Zeitpunkt an als "ständig ansässig"
geführt werden kann. Damit ist er dann nach § 1 Abs. 1 EStG unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig.

7. Sonderregelungen
""'~
,:;ci>

(1) Für Arbeitnehmer, die im Inland weder ihren Wohnsitz (§ BAG)
noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt (§ 9 AG) haben, sind keine
Lohnsteuerkarten auszustellen. Alle von ausländischen Vertretungen am Ort eingestellten

Bediensteten (Ortskäfte) werden ohne- Rücksicht auf ihre Staats-
angehörigkeit als in der Bundesrepublik Deutschland "ständig ansäs-
sig" angesehen, es sei denn'.. dass der Leiter der ausländischen
Vertretung im Einzelfall darlegt, dass und aus welchen Gründen die
betreffende Ortski"aft sich nur vorübergehend in der Bundesrepublik
Deutschland aufhält und die Absicht hat, später ins Ausland auszuwan-
dern. Die vom Auswärtigen Amt den nichtdeutschen Mitgliedern des
Verwaltungs- und technischen Personals der ausländischen diploma-
tischen Vertretungen sowie deren haushaltszugehörigen nichtdeut-
schen Familienmitgliedern ausgestellten blauen Ausweise können für
die Frage der unbeschränkten Einkommensteuerpflicht nach § 1 Abs.
1 EStG nur als Beweisanzeichen dienen. Die Ausweise werden den
entsandten Kräften mit einer Gültigkeitsdauer von 2 Jahren, den Orts.,
kräften mit einer Gültigkeitsdauer von 1 Jahr ausgestellt.

Für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs erteilt das Betriebsstät-
tenfinanzamt statt dessen auf Antrag eine Bescheinigung nach § 39 c
Abs. 3 bzw. 4 EStG oder nach § 39 d EStG.

Nichtdeutsche Mitglieder und technische Fachkräfte der ausländischen
Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutsc~land und deren nichtdeut-
sche Ehegatten und Kinder begründen nach Art. X Abs. 1 S. 2 des
NATO- Truppenst~tuts (BGBI1961I1S. 1183) und Art. 68 Abs. 4 des
Zusatzabkommens (BGB! 1961 11 S. 1218) im Bundesgebiet keinen
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, wenn ihre Anwesenheit in der
Bundesrepublik Deutschland allein auf dem Umstand beruht, dass
einer der Ehegatten bei den Streitkräften beschäftigt ist.

Dem deutschen Ehegatten bzw. dem Ehegatten, der neben der auslän-
dischen seine deuu;che Staatsangehörigkeit beibehalten hat, ist auf
Antrag eine Lohnsteuerkarte mit der Steuerklasse I oder, wenn ihm der
Haushaltsfreibetrag (§ 32 Abs. 7 EStG) zusteht, mit der Steuerklasse I1
(vgl. Ausführungen zu Abschn. 10 Abs. 1 Nr. 2 dritter Absatz) auszustel-
len..

Die vom Auswärtigen Amt den in der Bundesrepubljk Deutschland

ständig ansässigen Mitgliedern diplomatischer Vertretungen und den in
ihrem Haushalt lebenden nichtdeutschen Familienangehörigen ausge-

stellten gelben Ausweise dienen als Beweis für die unbeschränkte

Einkommensteuerpflicht nach § 1 Abs. 1 EStG. Das gilt nicht, wenn

konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausweis im Einzelfall

zu Unrecht ausgestellt wurde.

~~~~

Die familiengerechte Steuerklasse kann von der Gemeinde nur
bescheinigt werden, wenn beide Ehegatten aufgrund anderer Tat-
sachen ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland begründet
haben und damit nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtig sind (siehe dazu auch Abschn. 18 Abs. 10 und Abschn.
20 Abs. 1). Hiervon -und damit von der unbeschränkten Steuerpflicht
nach § 1 Abs. 1 EStG für beide Ehegatten -ist z. B. bei einem Mitglied
der ausländischen Streitkräfte auszugehen,der.zusammen mit seinem
Ehegatten -der die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt -und 99f.
seinen Kindern außerhalb des Kasernenbereiches eine gemeinsame
inländische Familienwohnung bezogen hat.

(3) Für Leistungen aus einer Unterstützungskasse braucht keine

Lohnsteuerkarte ausgestellt zu werden, wenn die Leistungen im Monat

204 Euro nicht übersteigen und die Lohnsteuer mit einem Pausch-

steuersatz erhoben wird.

(4) Für Bezieher von Waisengeld aus öffentlichen Kassen ist
immer eine Lohnsteuerkarte auszustellen.

(2) Ausländisclhe Diplomaten und die zu ihrem Haushalt gehö-
renden nichtdeutschen Familienmitglieder (Inhaber roter Diplomaten-
ausweise) und ausländische Konsularbeamte und die im gemeinsa-
men Haushalt lebenden Familienmitglieder sind grundsätzlich nicht
nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschrä,nkt einkommensteuerpflichtig. Ihnen
sind deshalb keine Lohnsteuerkarten auszustellen.
Die Mitglieder/Bediensteten des Verwaltungs- und technischen Perso-
nals ausländischer Missionen/konsularischer Vertretungen und die zu
ihrem Haushalt gehörenden sowie die mit ihnen im gemeinsamen
Haushalt lebenden Familienmitglieder sind wie Diplomaten/Konsular-
beamte zu behandeln, wenn sie weder deutsche Staatsangehörige
noch im Geltungsbereich des EStG ständig ansässig sind (zu § 3
EStG: H 6 Nr. 29 1111. Nr. 6 EStH 2002). Bezieht ein haushaltszugehö-
riges nichtdeutsches Familienmitglied Arbeitslohn von einem deut-

(5) Über qie Ausstellung von Lohnsteuerkarten an Kinder ist das
örtlich zuständige Amt für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik zu
unterrichten (§§ 2, 52 Jugendarbeitsschutzgesetz). Kind ist, wer noch
nicht 15 Jahre alt ist, oder, wer 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist und
der Vollschulzeitpflicht unterliegt. Die Vollschulzeitpflicht endet in
Brandenburg nach 10 Jahren. Die Unterrichtung kann in den Fällen
unterbleiben, in denen die Lohnsteuerkarte nur zum Bezug von
Waisengeld ausgestellt wird. Die Mitteilung ist. auf den N~men, die
Anschrift und das Geburtsdatum des Kindes zu beschränken.
Eine Ausdehnung des Umfangs der Mitteilungen auf den Arbeitgeber
der Kinde! ist aus Gründen der Wahrung des Steuergeheimnisses
(§ 30 AG) nicht zulässig.

(6) Es ist nicht zulässig, allen Einwohnern ab einem bestimmten
Alter generell Lohnsteuerkarten auszustellen.
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9. Bezeilchnung der ReligionsgemeinschaftEine Lohnsteuerkarte darf nur dann ausgestellt werden, wenn diese-
nach den Urlterlagen der Gemeinde auch tatsächllch benötigt wird.

(7) Asyilbewerbern und anderen ausländischen Arbeitnehmern
kann die Ausstellung einer Lohnsteuerkarte auch dann nicht versagt
werden, wenn ihnen eine Arbeitsaufnahme nicht gestattet ist (vgl. § 40
AC). Nach ~i 31a Abs. 1 Satz 2 AC ist in diesen Fällen jedoch eine
Benachrichti!~ung der Ausländerbehörden zulässig.

(1) Auf der Lohnsteuerkarte ist unter "Kirchensteuerabzug" die

Religionsgemeinschaft zu bezeichenen, der der Arbeitnehmer ange-
hört, soweit die Religionsgemeinschaft die Erhebung der Kirchensteuer
den Finanzbehörden übertragen hat. Bei nicht dauernd getrennt leben-
den Ehegtten, die beide unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind,
ist das Kirchensteuermerkmal für den Ehegatten nur bei konf~ssions-
verschiedenen Eheleuten einzutragen. Bei konfessionsgleichen und
'bei glaubensverschiedenen Eheleuten ist das Kirchensteuermerkmal
für den Ehegatten nicht zu bescheinigen. Es sind folgende'

Abkürzungen einzutragen:

\

ev = evangelisch (protestantisch)
rk = römisch-katholisch.

8. Eintra!Jungen auf der Lohnsteuerkarte

(1) Die Eintragung der Steuerklasse, der Zahl der Kinderfrei-
beträge sowie der Pauschbeträge für Behinderte und Hinterbliebene ist
die gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen, die jeder-
zeit -auch rückwirkend -geändert werden kann (vgl. jedoch § 39
Abs. 5 EStG:I. Der Eintragung braucht eine Belehrung über den zuläs-
sigen Rechtsbehelf nicht beigefügt zu werden (§ 39 Abs. 3 b, § 39 a
Abs. 4 EStG). Wird die Eintragung eines Freibetrags ganz oder teil-
weise abgelehnt, muss ein schriftlicher Bescheid mit Belehrung über
den zulässigen Rechtsbehelf erteilt werden (§ 39 a Abs. 4 Satz 3

EStG).

Andere Abkürzungen dürfen nicht verwendet werden.

Gehör1 der Arbeitnehmer keiner Religionsgemeinschaft an, tür die die
Kirchensteuer von den Finanzbehörden erhoben wird, so sind zwei
Striche "--" einzutragen.

"".~0: ,;, >,

Beispiele:

Konfession~~ugehörigkeit
Arbeitnehmer Ehegatte

Eintragung im Feld

Kirchensteuerabzug
(2) Bei d'3r Ausstellung der Lohnsteuerkarte ist auf die vorgeschrie-

bene Reihenfolge der Eintragungen und auf die richtige Bezeichnung

des Wohnsitzes des Arbeitnehmers sowie auf die richtige und vollstän-

dige Bezeichnung des Finanzamts und dessen vierstelliger Nummer

nach dem bundeseinheitlichen Finanzamtsschlüssel zu achten.

ev
ev
rk

rk
ev

ev

ev rk

ev
rk

Vor der Bezeichnung der Gemeinde, des Finanzamts und des
Wohnsitzes des Arbeitnehmers ist jeweils die Postleitzahl einzutragen.
Zur Bezeichrlung der Gemeinde gehört auch ihr amtlicher Gemeinde-
schlüssel (AC;S). Veränderungen des 8-stelligen AGSsind nicht zuläs-

sig.

Aus der Nichteintragung des Kirchensteuermerkmals für den
Ehegatten kann nicht geschlossen werden, dass der Ehegatte keiner
zur Erhebung von Kirchensteuer berechtigten Religionsgemeinsch~ft

angehört.

In der Anschrift muss der Familienname eindeutig erkennbar sein: Ist
der Familienname zuerst angegeben, so wird er durch ein Komma von
dem/den Vornamen getrennt. Die Eintragung eines Künstlernamens ist
möglich, sofe,rn er in den melderechtlichen Unterlagen enthalten ist.

(2) Für die Eintragung über die Zugehörigkeit zu einer
Religonsgemeinschaft sind die Verhältnisse am 20. ~eptember 2003
maßgebend. Bei Änderung der Verhältnisse nach diesem Stichtag sind
für die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte ebenfalls die Gemeinden
zuständig. Dasselbe gilt für Eintragungen über Beginn und Ende der

Kirchensteuerplicht.Der Eindruck eines Personenkennzeichens ist nicht zulässig. Es beste-
hen jedoch keine Bedenken. wenn eine für steuerliche Zwecke gebil-
dete "Steuernummer" in die Lohnsteuerkarte eingedruckt wird. Der Arbeitnehmer kann im übrigen nicht verlangen, dass die

Steuerkarte ohne Angabe der Aeligionszugehörigkeit ausgestellt wird;
die Eintragung ist verfassungsgemäß (BStBI 1968 11 S, 785. BStBI
197511 S. 839; BVerfG vom 23.10.1978 -I BvA 439/75, OB 1979

S.1487).

(3) Auf dem Muster der Lohnsteuerkarte ist die Angabe der
Berufsbezeichnung des Arbeitnehmers nicht vorgesehen. Es bleibet
jedoch den (.emeinden überlassen. zusätzlich die Berufsbezeichnung

einzutragen.

."",~

'V

(3) Im Falle der Eheschließung hat die Gemeinde, wenn sie die
Änderung der Steuerklasse (111, IV oder V statt I oder II[vgl. Ausfüh-
rungen zu Abschn. 10 Abs. 1 Nr. 2 dritter Absatz] auf der Lohn-
steuerkarte einträgt, bei konfessionsverschiedenen Ehegatten die
Religionsgemeinschaft beider Ehegatten einzutragen.

(4) Aus Sicherheitsgründen sind alle Lohnsteuerkarten, die im
Rahmen de:5 allgemeinen Ausstellungsverfahrens nicht mit EDV-
Anlagen, Lochkartenanlagen oder Adressiermaschinen ausgestellt
werden, sowie alle Lohnsteuerkarten, die auf Antrag nachträglich aus-
gestellt werclen, mit Dienstsiegel der ausstellenden Gemeinde und
einer Unterschrift zu versehen; der Eindruck eines Dienstsiegels und
einer faksimilierten Unterschrift auf der Lohnsteuerkarte ist nicht zuläs-
sig (R 108 Abs. 11 Satz 1 LStR 2003).

(4) leben kontessionsverschiedene Ehegatten dauernd getrennt
oder ist einer der Ehegatten nicht unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig, so hat die Gemeinde nur die Religionsgemeinschaft des
Ehegatten einzutragen, tür den die lohnsteuerkarte ausgestellt wird.

(5) Wegen der Versendung der Lohnsteuerkarten in Fensterbrief-
umhüllungerl wird die Anlage 2a Abschnitt 1.3 Absatz 10 der
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Deutschen Post AG für den
Briefdienst Irlland (AGB BfD Inl.) hingewiesen.

(5) Die Entscheidung über die persönliche Kirchensteuerpflicht
obliegt den Religionsgemeinschaften. Zweifel, die sich aus den
Angaben hinsichtlich der rechtlichen Zugehörigkeit eines Arbeit-
nehmers zu einer zur Erhebung von Kirchensteuern berechtigten
Religionsgemeinschaft ergeben sollten, müssen in Abstimmung mit
den Kirchenbehörden beseitigt werden. Auf Antrag ist den
Kirchenbehörden die Möglichkeit zu einer Prüfung der Angaben über
die Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu geben. Die Art
und Weise der Prüfung richtet sich nach den örtlichen Verhältnissen.

Für die Absenderangabe kann der obere Teil des Anschriftenfeldes auf
der Lohnsteuerkarte benutzt werden. Die Absenderangabe darf nach
den postalisc;hen Bestimmungen jedoch nicht mehr als ein Fünftel der
Fensterfläche umfassen.

Es dürfen grundsätzlich nur solche Fensterbriefumhüllungen verwen-
det werden, die keine von dem Muster abweichende Gestaltung der
Lohnsteuerk;3rten erfordern. Nur die Abmessungen des Anschriften-
feldes und die Beschriftung der Lohnsteuerkarten dürfen den verwen-
deten Umhüllungen angepasst werden.



10. E:intragun!9 der Steuerklasse Wohnung der Eltern vorliegt, sind ailein die Verhältnisse maßge-
bend, wie sie sich aus dem Melderegister ergeben. Dabei ist. es
gleichgültig, ob es sich um eine Meldung mit Haupt- oder
Nebenwohnung handelt. Darauf, wo sich das Kind oder die
Elternteile tatsächlich aufgehalten haben, kommt es nicht an (BFH-
Urteil vom 27. Juli 1984 -BStBI 1985 II S. 8). Eine Meldung des
Kindes bei beiden Elternteilen kann sowohl in der gemeinsamen
Wohnung als auch in getrennten Wohnungen der Elternteile gege-
ben sein.

(1) Maßgebender Stichtag tür die Eintragung der Steuerklasse ist
der 1. Januar 2004 (§ 39 Abs. 3 b EStG). Wegen der Bescheinigung
von Kindern vgl. Abschn. 11.

Die Gemeinde hat auf der Lohnsteuerkarte die Steuerklasse in
Buchstaben wie fol!~t zu bescheinigen (§ 38 b, 39 Abs. 3 Nr. 1 EStG):

,.
3. In die Steuerklasse III gehören Arbeitnehmer,1. In die Steuerklasse I gehören Arbeitnehmer, die am1. Januar 2004

a) ledig sind,
b) verheiratet, verwitwet oder geschieden sind und bei denen die

Voraussetzungen für die Steuerklasse 1I1 oder IV nicht enüllt sind.
a) die am 1. Januar 2004 verheiratet sind. wenn beide Ehegatten

unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd
getrennt leben und bei denen die Voraussetzungen zu Beginn des
Veranlagungszeitraums vorgelegen haben oder im Laufe des Ver-
anlagungszeitraums eingetreten sind und

2. In die Steuerklasse 11 gehören die unter Nr. 1 bezeichneten
Arbeitnehmer, wenn ihnen der Haushaltsfreibetrag zusteht.

Ein Haushaltsfreibetrag wird bei einemSteuerpllichtigen, für den
das Splitting-Verfahren (§ 32a Abs. 5 und 6 EStG) nicht anzuwen-
den 'und der auch nicht als Ehegatte (§ 26 Abs.1 EStG) getrennt
zur EinkommerIsteuer zu veran!agen ist, vom Einkommen abgezo-
gen, wenn er einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG oder
Kindergeld für mindestens ein Kind erhält, das in seiner Wohnung
im Inland gemeldet ist. Kinder, die bei bei den Elternteilen oder
einem Elternteil und einem Großelternteil mit Wohnung im Inland
gemeldet sind, werden dem Elternteil oder Großelternteil zugeord-
net, in dessen Wohnung sie im Kalenderjahr zuerst gemeldet
waren, im übrigen der Mutter oder mit deren Zustimmung dem
Vater oder dem Großelternteil; dieses Wahlrecht kann für mehrere
Kinder nur einheitlich ausgeübt werden. In Fällen, in denen e.in
Kind nur gleichzeitig beim Vater und einem Großelternteil gemel-
det ist, steht das Wahlrecht dem Vater zu; Als Wohnung im Inland
im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch die Wohnung eines Elternteils
oder Großelternteils, der nach § 1 Abs. 2 EStG unbeschränkt ein-
kommensteuerpllichtig ist. Die Zustimmung nach Satz 2 oder 3
kann nur für künftige Kalenderjahre widerrufen werden.

aal der Ehegatte des ArbeitnehlT]ers keinen Arbeitslohn bezieht
oder

bb) der Ehegatte des Arbeitnehmers auf f-ntrag beider Ehegatten
in die Steuerklasse V eingereiht wird,

Hat der Arbeitnehmer mehrere Ehefrauen (z.B. nach islamischen
Recht), so steht ihm nur einmal die Vergünstigung der Steuer-
klasse III zu. :)

b) die verwitwet sind, wenn sie und ihr verstorbener Ehegatte im
Zeitpunkt seines Todes unbeschränkt einkommensteuerpflichtig
waren und nicht dauemd getrennt gelebt haben, aber nur wenn der
Ehegatte im Kalenderjahr 2003 verstorben ist.

c) deren Ehe im Kalenderjahr 2004 aufgelöst worden ist,
wenn
aa) im Kalenderjahr 2004 beide Ehegatten unbeschränkt einkom-

mensteue!pflichtig waren und nicht dauernd getrennt gelebt
t!aben und

bb) der andere Ehegatte im Kalenderjahr 2004 wieder geheiratet
hat, von seinem neuen Ehegatten ni~ht dauernd getrennt lebt
und er und sein neuer Ehegatte unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtig sind.

Ist also ein Kind während des Kalenderjahrs bei beiden Elternteilen

gemeldet, so wird es für den Haushaltsfreibetrag einem von ihnen

zugeordnet. Liegt ein Zuordnungsfall vor und ist das Kind im Laufe

des Kalenderjahrs erst in der Wohnung der Mutter und später in

der Wohnung des Vaters gemeldet oder umgekehrt, so wird das

Kind dem Elternteil zugordnet, in dessen Wohnung es im

Kalend~rjahr zuerst gemeldet war. Ist das Kind zu Be~inn des

Kalenderjahrs bei beiden Elternteilen gemeldet, wird es c;ier Mutter

zugeordnet oder mit dere(1 Zustimml!ng dem Vater.

4. In die Steuerklasse IV gehören Arbeitnehmer, die am 1. Januar
2004 verheiratet sind, wenn beide Eheg.atten unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben und
der Ehegatte des Arbeitnehmers ebenfalls Arbeitslohn bezieht.
Das gilt nicht, wenn tür einen Ehegatten eine Lohnsteuerkarte mit
der Steuerklasse V ausgeschrieben ist. /'~

Jc~,.Wegen der sich hieraus ergebenden Mitteilungspflichten der
Gemeinde wird auf Abschnitt 18 Abs. 6 hingewiesen. 5. In die Steuerklasse V gehören die unter Nr. 4 genannten

Arbeitnehmer, wenn der Ehegatte des Arbeitnehmers auf Antrag
beider Ehegatten im Kalenderjahr 2004 in die Steuerklasse 1II ein-

gereiht wird.
Die Zustimmung zur Änderung der Zuordung von Kindern kann
auch auf Dauer erteilt werden, sie wird aber für künftige
Kalenderjahre jeweils erst mit deren Beginn wirksam. Bis dahin
kann sie zurückgenommen werden. Hat z.B. die Mutter ihre
Zustimmung zur Zuordnung von Kindern zum Vater oder zu einem
Großelternteil auf Dauer erteilt und geht dies aus der Mitteilung
hervor, braucht die Bescheinigung der Steuerklasse II in den
Folgejahren nicht mehr mitgeteilt werden. Wird eine auf Dauer
ertei)te Zustimmung mit' Wirkung für das folgende Kalenderjahr
zurückgenommen, so hat die Gemeinde, die daraufhin der Mutter
die Steuerklasse 11 bescheinigt, hierüber die Gemeinde zu unter-
richten, die für die Änderung der Steuerklasse II in Steuerklsse I
auf der Lohnsteuerklarte des Vaters oder des einen Großelternteils
zuständig ist. Zusätzlich ist das Wohnsitzfinanzamt des Vaters
oder des einen Großelternteils zu unterrichten. Die Vordrucke hier-
für werden den Gemeinden von den Finanzämtern kostenlos zur

Verfügung gestellt.

6. Es bestehen keine Bedenken, dass die Gemeinden in Fällen, in
denen für beide Ehegatten bisher Lohnsteuerkarten mit den
Steuerklassen N oder mit den Steuerklassen 1II und V ausgestellt
wurden, alJch für 2004 im allgemeinen Ausstellungsverfahren die
Steuerklassen bescheinigen, die in diesem Zeitpunkt für das

Vorjahr maßgebend sind.
Dabei ist zu beachten, dass die Sieuerklassenkombination IIIN
grundsätzlich einen gemeinsamen Antrag der Eheleute voraus-
setzt. Sofern ein Ehegatte diesen Antrag vor dem 1. Januar 2004
widerruft, ist auf beiden Lohnsteuerkarten die Steuerklasse IV ein-

zutragen.
Wegen Änderungen der Steuerklassen im Kalenderjahr 2004

Hinweis auf Abschnitt 18.

7. Die Steuerklasse VI gilt bei Arbeitnehmern, die im Kalenderjahr
2004 nebeneinander von mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn
beziehen, für die Einbehaltung der Lohnsteuer vom Arbeitslohn
aus dem zweiten und jedem weiteren Dienstverhältinis. Das gilt
auch dann, wenn als erste Lohnsteuerkarte eine Lohnsteuerkarte
mit der Steuerklasse V ausgestellt worden ist.

Durch die ~jeänderte Zuordnung des Kindes werden die
Eintragungen zur Zahl der Kinderfrei!>ertäge (Abschn. 11 Abs. 7

Sätze 1-3) nic:ht berührt.
Mehrere gem,einsame Kinder, die zum maßgebenden Stichtag bei
beiden Eltem gemeldet waren, können nur einheitlich der Mutter
oder dem Vater zugeordnet werden. Für die Fragen, in wessen

'Wohnung das Kind gemeldet war oder ob eine gemeinsame
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Erhält der Arbeitnehmer Arbeitslohn aus mehreren Dienstverhält-
nissen aus derselben öffentlichen Kasse, so iSt ohne weitere
Prüfung eiRe zweite oder weitere Lohnsteuerkarte auszustellen,
ohne Rücksicht darauf, ob die zweite oder weitere Lohnsteuerkarte
verwende" wird oder nicht.

heiratete Eheleute noch keine geeignete gemeinsame Wohnung
gefunden haben. In der Regel sind die Angaben der Ehegatten, sie leb-
ten nicht dauernd getrennt, anzuerkennen, es sei denn, dass die äuße-
ren Umstände das Bestehen einer ehelichen Lebens- und

Wirtschaftsgemeinschaft fraglich erscheinen lassen (BFH-Urteil vom 5.
Oktober 1966 -BStBI1967111 S. 84 und 110; A 174 Abs.. 1 EStR 2002
und H 174 (Getrenntieben) EStH 2002.8. Auf Lohnsteuerkarten, auf denen die Steuerklasse V oder VI

bescheinigt wird, ist auch die Religionsgemeinschaft des Arbeit-
nehmers und bei konfessions verschiedenen Eheleuten die seines
von ihm rlicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten zu bescheini-
gen (R 108 Abs. 7 LStR 2003). 11. Bescheinigung von Kindern

9. Auf Antrag des Arbeitnehmers kann eine für ihn ungünstigere

Steuerklasse oder Zahl der Kinderfreibeträge auf der Lohnsteuer-

karte eingetragen werden (§ 39 Abs. 3b Satz 2 EStG). Ein einmal

gestellter Antrag ist auch bei der Ausstellung der Lohnsteuerkarten

für die Folgejahre solange zu berücksichtigen, bis er widerrufen

wird.

(1) Kinder imSin~e des EStG sind:

1. Kinder, die im ersten Grad mit dem Steuerpflichtigen verwandt sind
(§ 32 Abs. 1 Nr. 1 EStG), sind eheliche Kinder einschI. angenommener
Kinder, für ehelich erklärte und nichteheliche Kinder. Mit der Annahme
eines minderjährigen Kindes erlischt das Verwandtschaftsverhältnis zu
seinen Eltern, bei Annahme des Kindes des Ehegatten nur das
Verwandtschaftsver~ältnis zum anderen Elternteil (§ 17558GB). Die
Annahme als Kind wird vom Vormundschaftsgericht ausgesprochen.
§§ 1752 Abs. 1,,1768 Abs. 1 BGB) und erst durch die Zustellung eines
betreffenden Beschluss~srechtswirksam.

Als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig im Sinne der Nrn. 3
und 4 darf die Gemeinde nur Personen b~rücksichtigen, die die
Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 EStG erfüllen.

Zur Bescheinigung der Steuerklasse I1 (vgl. Ausführungen zu
Abschn. 10 Abs. 1 Nr. 2 dritter Absatz) oqer 11I auf der Grundlage
des § 1 Abs. 1 a Nrn. 2 und 3 EStG bei unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtigen Arbeitnehmern, die Staatsangehörige eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder Staaten 1sland.
Norwegen oder Liechtenstein sind, siehe Abschn. 18 Abs.1 0 und
Abschn. 20 Abs. 1.

Ist für Kinder, die nicht im Haushalt des Arbeitnehmers leben, eine

Auskunftssperre gemäß § 1758 Abs. 2 BGBim Melderegister gespei-

chert, weil für das Kind ein Adoption~verfahren eingeleitet worden ist,

so ist von der Meldebehörde durch eine Rückfrage bei der für das Kind

zuständigen AdoptioRsvermit.tlungsstelle zu prüfen, ob das Adoptions-

verfahren abgeschlossen ist;

.(2) Die Frage, ob der Arbeitnehmer verheiratet ist, ist ausschli,eß-
lich nach dem bürgerlichen Recht zu beurteilen (BFH-Urteil vom
21. Juni 1957. BStBt III S. 300). Wird eine Ehe für nichtig erklärt (.§23
Ehegesetz), so gilt mit der Rechtskraft des Urteils die Ehe als von
Anfang an nicht geschlossen Maßgeblich für die Eintragung aut der
Lohnsteuerkarte ist der Familienstand vor per Eheschließung mit der
Folge, dass die Steuer~lasse rückwirkend ab 1. Januar des Kalender-
jahres. für das eine Lohnsteuerkarte gilt, geändert. werden muss.
Dagegen ist eine Ehe bei Scheidung oder Aufhebung nach § 1564
BGB, § 29 Ehegesetz erst mit Rechtskraft des Urteils aufgelöst; diese
bürgerlich-rechtl!che Regelung ist auch für das Einkommensteuerrecht
maßgebend (BFH-Urteil vom 9. März 1973 -BStBll1 S. 487).

2. Pflegekinder

Ein Pflegekindschaltsverhältnis (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 EStG) setzt voraus,
dass das Kind im Haushalt der Pflegeeltern se!n Zuhause hat und
diese zu dem Kind in einer familienähn!ichen, auf längere Dauer an ge-
legten Beziehung wie zu einem eigenen Kind stehen, z. B. wenn der
Steuerpflichtige ein Kind im Rahmen von HilfE! zur Erziehung in VolI-
zeitpflege (§§ 27, 33 SGB Viii) oder irn Rahmen von Eingliederungs-
hilfe (§ 35a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII) in seinen Haushalt aufnilT)mt,
sofern das Pflegeverhältnisauf Dauer angelegt ist. Voraussetzung für
ein Pflegekindschaltsverhältnis zum Steuerpflichtigen ist, dass das
Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den le!blichen Eltern nicht mehr
besteht, d.h. die familiären Bindungen zu diesen auf Dauer aufgegeben
sind. Gelegentliche Besuchskontakte allein stehen dem nicht entge-
gen. Die Pflegeperson muss das Kind außerdem zu einem nicht unwe-
sentlichen Teil auf ihre eigenen Kosten unterhalten. Hieran fehlt es,
wenn ein Kind von vornherein nur für eine begrenzte Zeit im Haushalt
des Steuerpflichtigen Aufnahme findet.

Ein Steuerpflichtiger, dessen Ehegatte verschollen oder vermißt ist, gilt
als verheiratet. Bei Kriegsgefangenen oder Verschollenen kann in der
Regel ferner davon ausgegangenen werden, dass sie vor Eintritt der
Kriegsgefangenschaft oder Verschollenheit einen Wohnsitz im Inland
gehabt haben (BFH-Urteil vom 3. März 1978 -BStBll1 S. 372), Wird ein
verschollener Ehegatte für tot erklärt, so gilt der Steuerpflichtige vom
Tag der Rechtskraft des Todeserklärungsbeschlusses an als verwitwet
(vgl.§ 49 AG). In der Regel kann angenommen werden, dass ein Obhuts- und

Pflegeverhältnis zwischen einem alleinerziehenden Elternteil und sei-
nem bei Pflegeeltern lebenden, noch nicht schulpflichtigen Kind nicht
mehr besteht, wenn der Elternteil mindestens ein Jahr lang keine für
die Wahrung des Ob huts- und Pflegeverhältnisses ausreichenden

Kontakte zu seinem Kind hat.

Ein dauerndes Getrenntleben ist anzunehmen, wenn die zum Wesen
der Ehe gehörende Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft nach dem
Gesamtbild der Verhältnisse auf die Dauer nicht mehr besteht. Dabei
ist unter Lebensgemeinschaft die räumliche, persönliche und geistige
Gemeinschaft der Ehegatten, unter Wirtschaftsgemeinschaft die
gemeinsame Erledigung der die Ehegatten gemeinsam berührenden
wirtschaftlichen Fragen ihres Zusammenlebens zu verstehen (BFH-
Urteil vom 15. Juni 1973 -BStBll1 S. 640). Einer auf Dauer herbeige-
führten räumlichen Trennung wird bei Abwägung der für und gegen die
Annahme eines dauernden Getrenntlebens sprechenden Merkmale
regelmäßig eine besondere Bedeutung zukommen. Die eheliche
Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft ist jedoch im Allgemeinen nicht
aufgehoben, wenn sich die Ehegatten nur vorübergehend räumlich
trennen, z.B bei einem beruflich bedingten Auslandsaufenthalt eines
der Ehegatten. Sogar in den Fällen, in denen die Ehegatten infolge
zwingender :~ußerer Umstände für eine nicht absehbare Zeit räumlich
voneinander getrennt leben müssen, z.B. infolge Krankheit oder
Verbüßung einer Freiheitsstrafe, kann die eheliche Lebens- und
Wirtschaftsgemeinschaft noch weiterbestehen, wenn die Ehegatten die
erkennbare Absicht haben, die eheliche Verbindung in dem noch mög-
lichen Rahmen aufrechtzuerhalten und nach dem Wegfall der
Hindernisse die volle eheliche Gemeinschaft wiederherzustellen. Ein
dauerndes C;etrenntleben liegt ebenfalls nicht vor, weon z. B. jung ver.

Kinder, die mit dem Ziel der Annahme vom Steuerpflichtigen in Pflege

genommen werden (§ 1744 BGB), sind regelmäßig Pflegekinder.
Werden Kinder nur des Erwerbs wegen aufgenommen, so sind sie
keine Pflegekinder, sondern Kostkinder. Hat der Steuerpflichtige mehr
als sechs Kinder in seinem Haushalt ;iufgenommen, so spricht eine

Vermutung dafür, dass es sich um Kostkinder handelt.

(2) Besteht bei einem angenommenen Kind das Kindschaftsver-
tiältnis zu den leiblichen Eltern weiterJst es vorrangig als ange!)omme-
nes Kind zu berücksichtigen. Ist ein im ersten Grad mit dem Steuer-
pllichtigen verwandtes K)nd zugleich ein PlIegekind, ist es vorrangig als

PlIegekind zu berücksichtigen (§ 32 Abs. 2 EStG).

(3) Ein Kind wird in dem Kalendermona~. in dem es lebend gebo-
ren wurde, und in jedem folgenden Kalendermonat, zu dessen Beginn

es das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, berücksichtigt(§ 32 Abs.3 EStG). .



-8-

Für die Frage. ob ein Kind lebend geboren wurde. ist im Zweifel das

Gebur1enregister maßgebend.

(5) In den Fällen des § 32 Abs. 4, Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 Buch-
stabe a und b EStG wird ein Kind,

(4) Nach § 32 Abs. 4 EStG wird ein Kind, dass das 18. Lebensjahr voll-
endet hat, berücksichtigt, wenn es

1. das den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst geleistet
hat, oder

2. das sich an Stelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig
für die Dauer von nicht mehr als drei Jahren zum Wehrdienst ver-
pflicht~t hat, oder

3. das eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst
befreiende Tätigkeit als Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 Abs.
1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ausgeübt hat,

für einen der Dauer dieser Dienste oder der Tätigkeit entsprechenden
Zeitraum, höchstens für die Dauer des inländischen gesetzlichen
Grundwehrdienstes oder bei anerkannten Kriegsdienstverweigerern für
die Dauer des inländischen gesetzlichen Zivildienstes über das 21.
oder 27. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. Wird der gesetzliche Grund-
wehrdienst oder Zivildienst in einem Mitgliedsstaat der Europäischen
Union oder einem Staat, auf den das Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum Anwendung findet, geleistet, so ist die Dauer
dieses Dienstes maßgebend. § 32 Absatz 4 Satz 2 bis 7 EStG gilt ent-
sprechend. Dem gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst steht
der entsprechende Dienst, der in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet geleistet worden ist, gleich.

t

~

1. noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, nicht in einem
Beschäftigungsverhältnis steht und bei einem Arbeitsamt im Inland
als Arbeitssuchender gemeldet ist oder

2. noch nicht das' 27. Lebensjahr vollendet hat und
a) für einen Beruf ausgebildet wird oder
b) sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Monaten befin-

det, die zwischen zwei Ausbildungsabschnitten und Ableistung
des gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes, einer vom Wehr-
oder Zivildienst befreienden Tätigkeit als Entwicklungshelfer
oder als Dienstleistender im Ausland nach § 14b Zivildienst-
gesetz oder der Ableistung eines freiwilligen Dienstes 1m Sinne
des Buchstaben d liegt, oder

c) eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht begin-
nen oder fortsetzen kann oder

d) ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des Gesetzes zur För-
derung eines freiwilligen sozialen Jahres, ein freiwilliges ökolo-
gisches Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines frei-
willigen ökologischen Jahres oder einen Freiwilligendienst im
Sinne des Beschlusses Nr. 1031/2000/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 13. April 2000 zur Einführung
des gemeinschaftlichen Aktionsprogramms "Jugend" (ABI. EG
Nr. L 117 S. 1) oder einen anderen Dienst im Ausland i. S. v.
§ 14 b des Zivildienstgesetzes leistet

Nach o.g. Satz 1 Nr. 1 und 2 wird ein Kind nur berücksichtigt, wenn es
Einkünfte und Bezüge, die zur Bestreitung des Unterhalts oder
Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, von nicht mehr als
7.428 Euro im Kalenderjahr hat. Dieser Betrag ist zu kürzen, soweit es
nach den Verhältnissen im Wohnsitzstaat des Kindes notwendig und
angemessen ist. Zu den Bezügen gehören auch steu~rfreie Gewinne
nach §§ 14, 16 Abs. 4, § 17 Abs. 3 und § 18Abs. 3, die nach § 19 Abs.
2 und § 20 Abs. 4 EStG steuerfrei bleibenden Einkünfte s'..;wie Sonder-
abschreibungen und erhöhte Absetzungen, soweit sie die höchstmög-
lichen Absetzungen für Abnutzung nach § 7 EStG übersteigen.
Bezüge, die für besondere Ausbildungszwecke b~stimmt sind, bleiben
hierbei außer Ansatz; Entsprechendes gilt für Einkünfte, soweit sie für
solche Zwecke verwendet werden. Liegen die Voraussetzungen nach
Satz 1 Nr. 1 oder 2 nur in einem Teil des Kalendermonats vor, sind
Einkünfte und Bezüge nur insoweit anzusetzen, als sie auf diesen Teil
entfallen. Für jeden Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen nach
Satz 1 Nr. 1 oder 2 an keinem Tag vorliegen, ermäßigt sich der Betrag
nach Satz 2 oder Satz 3 um ein Zwölftel. Einkünfte und Bezüge des
Kindes, die auf diese Kalendermonate entfallen, bleiben außer Ansatz.

oder
3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außer-

stande ist, sich selbst zu unterhalten; Voraussetzung ist, dass die
Behinderung vor Vollendung des 27. Lebensjahres eingetreten ist.

Übersteigen die Einkünfte des Kindes und dessen Bezüge, die zur

Bestreitung seines Lebensunterhalts bestimmt oder geeignet sind,
nicht den Grenzbetrag von 7.428 Euro, kann regelmäßig davon ausge-
gangen werden, dass das Kind außerstande ist, sich selbst zu unter-
halten. Dieser Betrag erhöht sich um den maßgeblichen Behinderten-
Pauschbetrag, soweit das Kind keine besonderen Leistungen für einen

behinderungsbedingten Mehrbedarf erhält. Dem Steuerpflichtigen
bleibt e:s unbenommen, glaubhaft zu machen, dass der Unterhalts-
bedarf des Kindes auch durch höhere Einkünfte und Bezüge nicht ge-
deckt ist. Behinderungsbedingter Mehrbedarf ist dabei zu berücksichti-
gen, soweit das Kind hierfür nicht besondere Leistungen erhält, Z.B.
Pflegegeld nach § 37 SGB XI, Blindengeld. Ist ein Kind in einem Heim
untergebracht, bemisst sich sein Unterhaltsgeld nach den im Zusam-
menhang mit der Unterbringung anfallenden Kosten (einschließlich

Taschengeld, Sonderzuwendungen usw.).
Ein Ver,~icht auf Teile der zustehenden Einkünfte und Bezüge steht der

Anwendung der Sätze 2 und 4 nicht entgegen.

,~
jKinder im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 sind außerstande sich selbst zu

unterhalten, die schwerbehindert oder Schwerbehinderten gleichge-

stellt sind. 1
,;

Berücksichtigung in Sonderfällen
Die Berücksichtigung eines Kindes wird nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass ein minderjähriges Kind eigene Einkünfte und Bezüge hat
(>BVH vom 1.3.2000 -BStBI I1 S. 459) oder das Kind nicht zum

Haushalt des Steuerpflichtigen gehört, ausgenommen Pflegekinder
(>R 177 Abs. 1). Die Berücksichtigung endet grundsätzlich am Ende
des Monats der Eheschließung eines volljährigen Kindes,es sei denn,
das Einkommen des Ehegatten ist so gering, dass dieser zum
Unterhalt des Kindes nicht in der Lage ist (z.B. Studentenehe) und die
Eltern deshalb weiterhin für das Kind aufkommeri müssen (>BFH vom

2.3:2000 -BStBI 1I S. 522).

Entsprechendes gilt für
-verheiratete Kinder, die dauernden getrennt leben,

-geschiedene Kinder,
-in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebende Kinder

(auch im Fall des dauernden Getrenntlebens und nach Auf-

hebung der Lebenspartnerschaft)
(DA-FamEStG 63.1.1 Absatz 5 -BStB I 2002 I S. 383).

In Anbetracht des erhöhten Kindergeldes werden Kinderfreibeträgebei
der Berechnung der Lohnsteuer seit 1996 grundsätzlich nicht mehr
berücksichtigt. Kinder wirken sich jedoch nach wie vor auf di~ Höhe
des Solidaritätszuschlags und der Kirchensteuer aus. Damit der
Arbeitgeber diese Abzugsbeträge richtig berechnen kann. wird auf der
Lohnsteuerkarte weiterhin die Zahl der Kinderfreibeträge bescheinigt.

(6) Kinder sind von der Gemeinde im allgemeinen Ausstellungs-
verfahren nur zu bescheinigen, wenn sie zu Beginn des Kalenderjahrs,
für das die Lohnsteuerkarte gilt, nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt
einkommensteuerpflichtig sind, das 18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, d. h. nach dem 1. Januar 1986 geboren sind und es sich
weder um Pflegekinder noch um Kinder eines Arbeitnehmers handelt,
die zu Beginn des Kalenderjahrs Pflegekinder eines anderen Steuer-
pflichtigen sind. Die Bescheinigung von Kindern richtet sich nach § 32
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 sowie nach § 39 Abs. 3 Nr. 2 und Abs.

3b EStG. Danach hat die Gemeinde in Abschnitt I der Lohnsteuerkarte

für nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtige
Kinder des Arbeitnehmers oder seines nicht dauemd getrennt leben-
den unbeschränKt einkommensteuerpflichtigen Ehegatten, die im
ersten Grad mit ihm oder seinem nicht dauernd getrennt lebenden,
unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Ehegatten verwandt sind,
die Zahl der Kinderfreibeträge nach § 39 Abs. 3 Nr. 2 EStG -nur in den

Steuerklassen I bis IV -in arabischen Ziffern einzutragen.

Soweit die Gemeinde keine Kinderfreibeträge einzutragen hat, sind
zwei Striche .--" anzubringen. Kinder, die nicht in der Wohnung des

Arbeitnehmers gemeldet sind, darf die Gemeinde nur berücksichtigen,



-9-

wenn ihr tür dieses Kind eine steuerliche Lebensbescheinigung

(Abs. 8) vorgelegen hat, die nicht älter als drei Jahre ist oder
vollendet hat; die Ausstellung ist in entsprechender Anwendung des
§ 39 Abs. 1 Satz 1 EStG gebührenfrei. Zuständig ist die Gemeinde, bei
der das Kind mit (Haupt-)Wohnung gemeldet ist. Die Vordrucke für die

Leb!!nsbescheinigung werden den Gemeinden von den Finanzämtern
kost~nlos zur Verfügung gestellt. Die Gemeinden können di.e

Lebensbescheinigung auf eigene Kosten auch in anderer Form er1ei-
jen, wenn sie die in dem Vordruckmuster geforder1en Angaben enthält.

wenn der Gemeinde durch das Finanzamt" die Berücksichtigung
dieses Kindes für das vorangegangene oder das davor liegende

Kalenderjahr nach Abs. 10 Nr. 1 angezeigt worden ist
oder

wenn das Kind in den letzten zwei Jahren vor Beginn des

Kalenderjahres aus der inländischen Wohnung eines Elternteils in
die inländische Wohnung des anderen Elternteils umgezogen Ist
und der Gemeinde eine Rückmeldung vorgelegen hat.

Für die Bescheinigung der Pflegekindeigenschaft in der Lebens-

bescheinigung gilt folgendes:

In die Lebensbescheinigung sind Aussagen über ein Pflege-

kindschaftsverhältnis nur aufzunehmen, wenn hierüber eine Mitteilung
des Finanzamtes vorliegt.Auf Antrag des Arbeitnehmers kann eine geringere Zahl der Kinder-

freibeträge auf der Lohnsteuerkarte einget~agen werden. Ein einmal
gestellter Antrag ist auch bei der Ausstellung der Lohnsteuerkarten für
die Folgejahre zu berücksichtigen, bis er widerrufen wird.

Bei AussteJlung der Lebensbescheinigung hat die Gemeinde festzu-

stellen,

Kinderfreibeträge für im Ausland lebende Kinder sind nicht von den
Gemeinden auf der Lohnsteuerkarte einzutragen.

ob sie dieses Kind in einer von ihr ausgestellten Lohnsteuerkarte
mit dem Zähler 1 berücksichtigt hat (Abs. 7 Satz 3) oder

(7) Die Zahl der Kindel1reibeträge ist unabhängig von der Zuord-
nung der Kinder einzutragen. Für jedes zu berücksichtigende Kind gilt
grundsätzlich der Zähler 0,5.
Der Zähler 1 gilt für ein Kind,()

2. ob eine Mitteilung des Fil)anzamts über die EintraQung des Zählers
1 tür dieses Kind vorliegt (Abs. 10 Nr. 2 Buchst. b).

I-

Ggt. hat sie im Fall der Nunimer 1 die Lohnsteuerkarte von Amts
wegen zu ändern (§ 39 Abs. 4 Sätze 3 und 4 EStG) oder im Falle der
Nummer 2 das Finanzamt über die Ausstellung der

Lebensbescheinigung zu unterrichten. Vordrucke hierfür werden den
Gemeinden von den Finanzämtern kostenlos zur Verfügung gestellt.

a) das bei verfleirateten Arbeitnehmern in Steuerklasse 111 oder IVzu

beiden Ehegatten in einem steue.rlichen Kindschaftsverhältnis

steht oder

b) dessen anderer Elternteil vor dem Beginn des Kalenderjahres ver-
storb~n ist oder

Ist für ein Kind eine AUskunftssperre wegen besonderer schutz-

w(jrdiger Belange ,oder zur Sicherung personenstandsrechtlict)er
S.chutzbestimmungen im Datensatz eingetragen, darf keine Lebens-
bescheinigung ausgestellt werden. Dem Antragsteller i~t in diesem Fall
folgendes rl"!itzuteilen: "Die Erteilung einer Lebensbescheinigung ist
nicht möglich. Wir stellen anheim, sich wegen der Führung des
Nachweises unmittelbar an Ihr zuständiges Finanzamt zu wenden."

c) das ein Arbeitnehmer oder sein nicht dauernd getrennt lebender
Ehegatte allein angenommen hat,

Abweichend hiervon trägt das Finanzamt den Zä_hler 1 auf die Lohn-
steuerkarte ein,
wenn (9) Sind bei einem Arbeitnehmer Kinder zu berücksichtigen, die zu

Beginn des Kalenderjahres das 18. Lebensjahr vollendet haben (§ 32
Abs. 4 und 5 EStG), so ist für die Änderung der auf der Lohnsteuer-
karte eingetragenen Steuerklasse und der Zahl der Kinderfreibeträge
das Finanzamt' zuständig: Dasselbe gilt -unabhängig vom Lebensalter
-auch tür die Bescheinigung der

a) der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des anderen
Elternteils nicht zu ermitteln ist oder der Vater des Kindes amtlich
nicht feststel)bar ist
oder

b) der andere Elternteil voraussichtlich während des ganzen
Kalenderjahres nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist
oder

1 Kinder unter 18 Jahren,. die nicht in der Wohnung des
Arbeitnehmers gemeldet sind, wenn der Arbeitnehmer für das
betreffende Kind keine Lebensbescheinigung (Abs. 8) beibringen

kann,0
c) der Kinderfreibetrag des andere(1 Elternteils auf d\!n Arbeitnehmer

zu übertragen ist oder 2. Pfle'gekinder und

d) das Kind nur zum ,Arbeitnehmer in einem Pflegekindschaftso
verhältnis steht oder

3. Kinder, für die in den Fällen des Abs. 7 Satz 4 der Kinderfreibetrag
mit dem Zähler 1 eingetragen wird.

e) der Kinderfreibetrag auf ein Stiefelternteiloder die Großeltern
übertragen wird, die das Kind in ihrem Haushalt aufgenommen
haben oder

f) für nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Kinder, für die

dem Arbeitnehmer nicht ermäßigte Kinderfreibeträge zustehen.

Aus Vereinfachungsgründen kann das Finanzamt auch unbeschränkt
einkommensteuerpflichtige Kinder unter 18 Jahren eintragen, die nach
Abs. 6 von der Gemeinde zu bescheinigen sind, wenn der
Arbeitnehmer die Berücksichtigung im Rahmen seines Lohnsteuer-
'errnäßi~lungsantrags geltend macht.
Ermäßigte Kinderfreibeträge für nicht unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtige Kinder sind nicht zu bescheinigen.

Eine Übertragung des Kinderfreibetrags in Zustimmungsfällen und

deren Widerruf ist $eit 1996 nicht mehr möglich. (10) Das Finanzamt hat

(8) Die Eintragung von Kindern eines Arbeitnehmers, die zu
Beginn des Kalenderjahrs nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig sind, das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
und die nicht in der Wohnung des Arbeitnehmers gemeldet sind, ist
durch die Gemeinde nur zulässig, wenn der Arbeitnehmer eine von der
Wohnsitzgemeinde des Kindes für steuerliche Zwecke ausgestellte
Lebensbescheinigun!~ vorgelegt hat. Diese darf nicht älter als drei
Jahre sein. Die steuerliche Lebensbescheinigung für Kinder ist auf
Antrag Personen auszustellen, die mit dem Kind im ersten Grad ver-
\!landt sind, wenn das Kind nicht in der Wohnung dieser Person gerne 1-
(jet ist und zu Beginn des Kalenderjahrs das 18. Lebensjahr noch nicht

1 der Gemeinde, bei der der Arbeitnehmer mit Hauptwohnung
gemeldet ist, mitzuteilen, wenn es ein Kind -ausgenommen
Kinder, die im Inland nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtig
sind -nach Abs. 9 Nr. 1 oder nach Abs. 9 vorletzter Satz beschei-
nigl hat.

2. der Gemeinde, bei der das Kind mit Hauptwohnung gemeldet ist,
mitzuteilen, wenn es

a) das, Kind erstmals nach Abs.9 Nr. 2 als Pflegekind anerkannt oder
abgelehnt hat oder
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(4) Die Jahresfreibeträge sind in Monatsfreibeträge, erforderli-
chenfalls in Wochen- und Tagesfreibeträge aufzuteilen..

b) für ein unter 18 Jahre altes Kind nach Abs. 7 SalZ 4 Buchstab~n a

oder b den Zähler 1 bescheinigt hat.

(5) Zur Vorwegeintragung der Pauschbeträge tür Behinderte und
Hinterbliebene teilen die Finanzämter den Gemeinden die notwendi-
gen Angaben mit (Name und Anschrift des Arbeitnehmers, Grad der
Behinderung, Höhe des in Betracht kommenden Freibetrags sowie

dessen Gültigkeitsdauer).

(11) Die Erhebung und Speicherung der Daten zur Rechtsstellung
eines Kindes zu seinen Eltern (im ersten Grad verwandt oder

Pflegekind) ist zulässig.
Soweit diese Daten der Kinder nicht bereits aus dem Meldeschein
ersichtlich sind. sind diese von der Gemeinde in ihrer Eigenschaft als
örtliche Finanzbehörde gesondert zu erheben. wenn der Arbeitnehmer

die Ausstellung einer Lohnsteuerkarte beantragt. Soweit d"~ Voraussetzungen vorliegen, sind die Pausc:hbeträge
bei der alllgemeinen Ausstellung der Lohnsteuerkarten für die
FolgejahrE! durch die Gemeinden einzutragen. Auf Lohnsteuer-
karten, die von der Gemeinde nachträglich auszustellen sind,
dürfen Pauschbeträge für behinderte Menschen und Hinterblie-
bene nicht eingetragen werden. Hierfür ist das Finanzamt zustän-

dig.

12. Besonderheiten bei der Ausstellung einer
Lohnsteuerkarte für ausländische Arbeitnehmer s

(1) Ausländischen Arbeitnehmern, denen berei.ts für 2003 eine
Lohnsteuerkarte ausgestellt wurde, die also bereits am Stichtag für die

Ausstellung der Lohnsteuerkarten ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt im Bundesgebiet hatten, hat die zuständige Gemeinde eine
Lohnsteuerkarte zuzusenden. Bei ausländischen Arbeitnehmern, die

sich im Bundesgebiet aufhalten, kann die Steuerklasse entsprechend
den Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 2003 bescheinigt werden.

Für die er'stmalige Eintragung der Pauschbeträge ist in jedem Fall
-unter Vorlage der entsprechenden Nachweise -das F:inanzamt
zuständig, das gilt auch für die Änderung eines bereits eingetra-
genen PalJschbetrags. Die erstmalige Eintragung bzw. eine Ände-
rung des Pauschbeträge-durch das Finanzamt erfolgt im Rahmen

des Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahrens.
(Hinsichtlich der Änderung beim Verfahren zur Eintragung von
PauschbE,trägen für behinderte Menschen und HintE!rbliebene
durch die Gemeinden -vgl. Verfügung vom 28.04.2003 !; 2286 -1-

St 212 I S 2365 -14 -St 212).

J
(2) Au$ländi$chen Arbeitnehmern, die im Bunde$gebiet im Laufe

des Kalenderjahr$ zur Arbeit$aufnahme er$tmalig eintreffen, i$t auf

Antrag eine Lohn$teuerkarte $ofo{l au$zu$tellen, wenn $ie durch

Begründung eine$ Wohn$itze$. oder bei einem vorau$sichtlichen

Aufenthalt von mehr als 6 i Monaten hier unbeschränkt einkommen-

steuerpflichtig werden (vgl.Abschn. 6).

Bei der E:intragung eines Freibetrags durch die GemE!inde sind
geeignetE! Vorkehrungen gegen unbefugte Änderungen zu treffen.
So sind b-ei der Eintragung eines Freibetrags durch die Gemeinde
die Ziffern mit Stern (*) einzugrenzen und sowohl die Gemeinde

als auch das Datum der Eintragung anzugeben.
Eine Unterzeichnung der Eintragungen auf der einzelnen Lohn-
steuerkal1e durch die Gemeinde ist entbehrlich, wenn die Eintra-

gung maschinell vorgenommen wird.

(3) Ausländische Arbeitnehmer erhalten auch den Pauschbetrag
für" Behinderte (§ 33b EStG, siehe Abschn. 13). Wegen des

Nachweises des Grades der Behinderung gelten die allgemeinen
Vorschriften. Ausländische Ersat?papiere reichen nicht aus. Sind der
behinderte Ehegatte oder behinderte Kinder eines ausländischen
Arbeitnehmers nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtig, so ist

eine "Übertragung" des Pauschbetrags auf den in der Bundesrepublik
Deutschland tätigen Arbeitnehmer grundsätzlich nicht möglich (vgl.

auch Abschn. 13 Abs. 3).

(6) In allen Fällen, in denen kein Freibetrag durch die Gemeinde
eingetragen wird, ist auf der Lohnsteuerkarte in Abschnitt I am ~nde
der Zeile, die für die Bescheinigung de.r Steuerklasse vorgesehen ist

(grau unterlegte Zeile), zusätzlich ein Stern r}elnzudrucken.

(7) [st die Eintragung der Pauschbeträge für Behinderte und

Hinterblieb~ne bei der Ausstellung der Lohnsteuerkarte unterblieben,
kann sie vom örtlich zuständigen Finanzqmt vorgenommen werden.

13. Eintragung von Pauschbeträgen für Behin-

derte und Hinterbliebene
':'j"14. Üb,ermittlung der Lohnsteuerkarten 2004

(1) Die Lohnsteuerkarten 2004 können ab 20. September 2003
ausgestellt und zugestellt werden. Sie müssen sich spätestens am

31. Oktober 2003 im Besitz der Arbeitnehmer befinden.

(1) Bei der Ausstellung der LOlJnsteuerkarte 2004 haben die
Gemeinden nach Anweisung des Finanzamts die Pauschbeträge für
Behinderte und Hinterbliebene (§ 33 b Abs. 1 bis 5 EStG) in eigener

Zuständigkeit als Freibetrag auf den Lohnsteuerkarten einzutragen
(§ 39 a Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Satz 1 EStG), soweit der Arbeitnehmer
nicht ausdrücklich auf eine Vorwegeintragung verzichtet hat.

Die Zustellung kann durch die Post oder in sonstiger zulässiger Weise

(z. B. Verteilungdur(:hGemeindebedienstete) geschehen.

Verzieht ein Arbeitnehmer, ohne dass ihm seine Lohnsteuerkarte aus-

gehändigt wurde, 50 ist ihm die Lohnsteuerkarte nachzusenden.
(2) Bei Ehegatten, die beide unbeschränkt einkommensteuer-

pflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben, ist der Freibetrag
grundsätzlich je z.ur Hälfte auf die Ehegatten aufzuteilen, wenn für
jeden Ehegatten eine Lohnsteuerkarte ausgestellt worden Ist; auf

Antrag der Ehegatten. ist aber eine andere Aufteilung vorzunehmen (§
39 a Abs. 3 Satz 3 EStG). Pauschbeträge für Behinderte und
Hinterbliebene dürfen auch abweichend von Satz 1 als Freibetrag auf
der Lohnsteuerkarte des Ehegatten eingetr~gen werden, der die

Voraussetzungen für den Pauschbetrag erfüllt.

(2) Die Angaben auf der Lohnsteuerkarte über die persönlichen

Verhältnisse des Arbeitnehmers unterliegen dem Steuergeheimnis.

Die Lohnsteuerkarten sind in verscl1lossenem Briefumschlag zuzustel-
len. Dabei dürfen nur Briefumschläge ohne Hinweis auf die Lohn-

steuerkarte verwendet werden. Zur Wahrung des Steuergeheimnisses
ist darauf zu achten, dass bei Verwendung von Fensterkuverts nur die
Anschrift des Arbeitl)ehmers sichtbar ist, während alle anderen

Angaben (z. B. Steuerklasse, Religionsgemeinschaft usw.) abgedeckt
sein müssen. Lohnsteuerkarten für Ehegatten sir\d für jeden
Ehegatten einzeln, in einem gesonderten Briefumschlag, zu kuver-

tieren. Dies gilt auch bezüglich der Rücksendung geänderter
Lohnsteuerkarten von Ehegatten, insbesondere bei Steuerklassen-
wechsl31, Lohnsteuerkarten für Kinder, die im Haushalt der Eltern

leben, sind ebenfalls gesondert zu kuvertieren.

(3) Steht der Pauschbetrag für Behinderte oder der Pauschbetrag
für Hintefbliebene einem Kind des Steuerpflichtigen zu, für das er
einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG oder Kindergeld ~.rhält, so wird

der Pauschbetrag auf Antrag auf den Steuerpflichtigen übertragen,
wenn ihn das Kind nicht in Anspruch nimmt. Dabei ist der
Pauschbetrag grundsätzlich auf beide Elternteile je zur Hälfte aufzutei-

len. Auf gemeinsamen Antrag der Eltern ist eine andere Aufteilung

möglich.
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(3) Lohnsteuerkarten können durch private Dienstleistungs-
unternehmen einku'~ertiert bzw. versendet werden, deren Bedienstete
verpflichtet worden sind, das Steuergeheimnis zu wahren. Diese
Firmen dürfen bei der Versendung der Lohnsteuerkarten keinen
Freistempler mit ihrem Firmennamen verwenden.

(4) Wird die Lohnsteuerkarte für einen Arbeitnehmer ausgestellt,

der im Laufe des Kalenderjahrs geheiratet hat, so kann .aus

Vereinfachungsgründen abweichend von § 39 Abs. 3 b Satz 1 EStG mit

Wirkung vom Beginn des Kalenderjahrs an die Steuerklasse 111

bescheinigt werden. Voraussetzung dafür i~t, dass für den Ehegatten

keine Lohnsteuerkarte ausgestellt worden ist (R 110Abs. 2 LStR 2003).
(4) Bei der Versendung der Lohnsteuerkarten dürfen diesen nur

Mitteilungen der GI~meinden, die Lohnsteuerkarten betreffen, beilie-

gen. Werbezettel, Prospekte oder andere Schriftstücke (z. B. Mit-
teilungen der Gemeindeunfallversicherung, Umweltschutzbroschüren
u. ä.) dürfen den Lohnsteuerkarten nicht beigefügt werden.

Wird die Lohnsteuerkarte im Jahr der Eheschließung für den Ehegatten
eines Arbeitnehmers ausgestellt, auf dessen Lohnsteuerkarte die
Steuerklasse! oder 11 (vgl. Ausführungen zu Abschn. 2 Abs. 1 Nr. 2 drit-
ter Absatz) oder als einem Verwitweten oder Geschiedenen die
Steuerklasse 111 bescheinigt ist, so sind die Steuerklasse und die Zahl
der Kinderfreibeträge entsprechend den Vorschriften des § 38 b EStG
nach den Merkmalen zu bescheinigen, die vor der Eheschließung
maßgebend waren. Das Recht der Ehegatten, eine Änderung der
Lohnsteuerkarte zu beantragen, bleibt unberührt.

Die Lohnsteuerkarten dürfen auch nicht anderweitig zu Werbezwecken
verwendet werden.

(5) Sobald die allgemeine Ausgabe der Lohnsteuerkarten beendet
ist, hat die Gemeinde dies öffentlich bekanntzumachen mit der Auffor-
derung, die Ausstellung etwa fehlender Lohnsteuerkarten zu beantra.
gen (R 108 Abs. 9 Satz 1 LStR 2003).

(5) Wird die Lohnsteuerkarte für einen Arbeitnehmer ausgestellt,

dessen Ehe im Laufe des Kalenderjahres aufgehoben oder geschieden

wurde, so hat die Gemeinde die Steuerklasse und die Zahl der

Kinderfreibeträge zu bescheinigen, die nach Abschn. 10 Abs. 1 und

Abschn. 11 Abs. 7 sowie nach vorstehendem Absatz 3 ohne die

Auflösung der Ehe maßgebend gewesen' wären. Dasselbe gilt, wenn

die Ehegatten,im Laufe des Kalenderjahrs die dauernde Trennung her-

beigeführt haben. Abweichend hiervon sind bei einem Arbeitnehmer,

dessen Ehe im Laufe des Kalenderjahrs aufgehoben oder geschieden

wurde, mit Wirkung vom Beginn des Kalenderjahrs an die Steuerklasse

V und mit Wirkung von dem Tag an, von dem der Arbeitnehmer

Arbeitslohn bezieht, die Steuerklasse 1II und gegebenenfalls die Z~hl

der Kinderfreibeträge zu bescheinigen, wenn der andere Ehegatte im

selben Kalenderjahr wieder geheiratet hat, von seinem heuen

Ehegatten nicht dauernd getrennt !ebt und er und sein neuer Ehegatte

nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und

wenn im übrigen die Voraussetzungen des § 38 b Nr. 3 Buchstabe c

Doppelbuchstabe aa EStG erfüllt sind (vgl. auch Abschn. 18 Abs. 4).

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, vor Beginn des Kalenderjahrs oder
vor Beginn eines DienstVerhältnisses bei der zuständigen Gemeinde
die Ausstellung einer Lohnsteuerkarte zu beantragen, wenn ihm die
Lohnsteuerkarte nicht im Rahmen des allgemeinen Ausstellungsver:
fahrens zugegangen ist. Die Gemeinde hat einen mit einer Rechts-
behelfsbelehrung versehenen schriftlichen Bescheid zu erteilen, wenn
dem Antrag des Arbeitnehmers auf Ausstellung der Lohnsteuerkarte
nicht entsprochen wird. (R 108 Abs. 9 Satz 3 LStR 2003).

15. Nachträgliche Ausstellung von Lohnsteuer-
karten

(1) Arbeitnehmern, die erst im Laufe des Kalenderjahres 2004
Arbeitslohn beziehen, ist auf Antrag nachträglich eine Lohnsteuerkarte
aus?ustellen. Das Datum {jer Ausstellung ist einzutragen. Diese
Lohnsteuerkarten sind mit Dienstsiegel und Unterschrift ~u versehen.
Vor der nachträglichen Ausstellung einer Lohnsteuerkarte ist die
Identität des Antragstellers festzustellen. Dazu genügt bei schriftlicher
oder fernmündlicher Anforderung der Lohnsteuerkarte die Feststellung
der Zuständigkeit nach § 39 Abs. 2 EStG. In beiden Fällen ist die
Lohnsteuerkarte jedoch stets an die gemeldete Adresse zuzustellen.
Hinsichtlich der Zustellung der nachträglich ausgestellten Lohnsteuer-
karten gilt Abschnitt 14 entsprechend. Erscheint der Arbeitnehmer per-
sönlich, ist ein Identitätspapier (z. B. Personalausweis) einzusehen und
die Lohnsteuerkarte gegen Empfangsbestätigung auszuhändigen.
Siehe aber auch Abschn. 5 Abs. 7 und 10.

(6) Wird die Loh!lsteuerkart~ für einen Arbeitnehmer ausgestellt,
,dessen Ehegatte im Laufe des ~alenderjahrs verstorben ist, so hat die
Gemeinde mit Wirkung vom Begin':l des Kalenderjahrs an die
Steuerklasse V und mit Wirkung vom Beginn des ersten, auf den
Todes)ag des Ehegatten folgenden Kalendermonats an die
Steuerklasse 111 und gegebenenfalls die Zahl der Kinderfreibeträge zu
bescheinigen. War für den verstorbenen Ehegatten keine Lohnsteuer-
karte ausgestellt, so hat die Gemeinde die Steuerklasse 111 und gege-
benenfalls die Zahl der Kinderfreibeträge zu bescheinigen. Voraus-
setzung ist jeweils, dass der Arbeitnehmer und sein verstorbener
Ehegatte zu Beginn od~r im Laufe des Kalenderjahrs nach § 1 Abs. 1
EStG unbschränkt einkommensteuerpflichtig waren und nicht dauernd
getrennt gelebt haben.

(7) Bei der nachträglichen Ausstellung von Lohnsteuerkarten geI-
ten iür die Eintragung von Pauschbeträgen tür Behinderte und
Hinterbliebene die bestehenden Regelungen in Abschnitt 13. Wird tür
einen. verheirateten Arbeitnehmer eine Lohnsteuerkarte nachträglich'
ausgestellt, kommt eine Eintragung der Freibeträge nur in Betracht!
soweit diese nicht bereits bei der Ausstellung einer Lohnsteuerkarte tür
den anderen Ehegatten berücksichtigt worden sind, hierzu ist stets die
Lohnsteuerkarte des anderen Ehegatten vorzulegen. Ist darin vom
Finanzamt ein Freibetrag mindestens in ,Höhe des beantragten
Pauschbetrags eingetragen, darl der Freibetrag nur durch das
Finanzamt eingetragen werden.

(2) Bei der nachträglichen Ausstellung von Lohnsteuerkarten ist in
allen Fällen die örtliche Zuständigkeit der Gemeinde nach den
Wohnverhältnissen am 20. September 2003 zu beurteilen (Hinweis auf
Abschn. 5). Davon unabhängig ist jedoch auf der Lohnsteuerkarte stets
die im Zeitpunkt der AntragsteIlung maßgebende Adresse einzutragen.

(3) Wird die Lohnsteuerkarte für den Ehegatten eines Arbeit-
nehmers ausgestellt, auf dessen Lohnsteuerkarte die Steuerklasse III
bescheinigt ist, so hat die Gemeinde die Steuerklasse Vzu bescheini-
gen. Auf Antrag der Ehegatten kann mit vom Beginn dßs Kalenderjahrs
an die Steuerklasse' V und mit Wirkung von dem Tag an, von dem an
der Ehegatte Arbeitslohn bezieht, die Steuerklasse IV sowie die Zahl
der Kinderfreibeträge (Abschn. 11 Abs. 7) bescheinigt werden. Die
Steuerklasse IV darf nur bescheinigt werden, wenn gleichzeitig auf der
Lohnsteuerkarte des anderen Ehagatten mit Wirkung von dem Tag an,
von dem sein Ehegatte Arbeitslohn bezieht, die Steuerklasse III in die
Steuerklasse IV geiindert wird und der Antrag gestellt wird, bevor der
Ehegatte erstmals Arbeitslohn bezieht. Wird der Antrag erst' zu einem
späteren Zeitpunkt gestellt, ist auf der Lohnsteuerkarte des Ehegatten
mit Wirkung vom Beginn des Kalenderjahrs an die Steuerklasse V ein-
zutragen; die beantragte Änderung in Steuerklasse IV ist nach den
Vorschriften des § ::-19 Abs. 5 Sätze 3 und 4 EStG vorzunehmen (R 110

Abs. 3 LStR 2003).

(8) In Zweifelsfällen bitte ich, die Antragsteller an das für sie
zuständigeWohnsitzfinanzamt zu verweisen.

16. Ersatz-Lohnsteuerkarten

(1) Verlorene, unbrauchbar gewordenen oder zerstörte Lohn-
steuerkarten können durch die Gemeinde, die die Lohnsteuerkarte
ausgestellt hat, gegen eine Gebühr von höchstens ~ Euro, die der
Gemeinde zufließt, ersetzt werden (§ 39 Abs. 1 EStG). Die neu ausge-
schriebene Lohnsteuerkarte ist als "Ersatz-Lohnsteuerkarte" zu kenn-

zeichnen.
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Das Verzeichnis ist dem Finanzamt auf Verlangen spätestens am
1. Dezember 2003 einzusenden. Verbleibt das Verzeichnis bei der.
Gemeinde, so beträgt die Aufbewahrung 5 Jahre nach Ablauf des
Jahres, in dem die Lohnsteuerkarten ausgestellt worden sind.

(4) Die nach Beendigung des regulären Ausstellungsverfahrens
noch vorhandenen Lohnsteuerkarten 2004 mit Eindruck 20. September
2003 dürfen für das nachträgliche Ausstellungsverfahren nicht verwen-
det werden und sind daher sofort zu vernichten. (Hinweis auf Abs. 6).

(2) Die Gemeinden haben bei der Ausstellung von Ersatz-Lohn-
steuerkarten besondere Vorsicht walten zu lassen. Die Gründe für die
Ausstellung einer Ersatz-Lohnsteuerkarte sind aktenkundig zu madlen.
In dem von der Gemeinde abzugebenden Verzeichnis der nachträglich

ausgestellten Lohnsteuerkarten sind die Ersatz-Lohnsteuerkarten
besonders kenntlich zu machen (Hinweis auf Abschn. 17).

(3) Ersatz-Lohnsteuerkarten für verlorengegangene Lohnsteuer-
karten sind nur dann auszustellen, wenn der Arbeitnehmer aus,.
drücklich versichert, dass ein zweites oder weiteres Dienstverhältinis
nicht vorliegt. Außerdem ist der Arbeitnehmer auf die Strafbarkeit
unvollständiger und unrichtiger Angaben hinzuweisen.

(4) Wird für Ehegatten, die nach dem 20. September 2003 verzo-
gen sind, die Ausstellung einer Ersatz-Lohnsteuerkarte beantragt, so
ist die Lohnsteuerkarte des Ehegatten mit vorzulegen, damit evtl. ein
durch eine andere Gemeinde eingetragener Steuerklassenwechsel
berücksichtigt werden kann.

(5) Die Gemeinde hat die Ausstellung einer Ersatz-Lohnsteuer-
karte dem tür den Arbeitnehmer örtlich zuständigen Finanzamtunver-
züglich mitzuteilen (§ 39 Abs. 1 EStG).

(6) Irrtümlich falsch ausgestellte (.verschriebene") sowie nicht
zustellbare oder unbenutzt zurückgegebene Lohnsteuerkarten sind auf
der Vorder- und Rückseite durch einen Stempelaufdruck .ungültig" zu
entwerten. Diese Karten sind erst mit den Restbeständen nach Schluss
des Kalenderjahrs zu vernichten (vgl Abs. 7).Dazu ist der Vordruck "Mitteilung über die Ausstellung einer Ersatz-

Lohnsteuerkarte" Vordruck-Nr. 645/10 (11/98) OFD CB St 11 zu ver-
wenden. 0(7) Lohnsteuerkarten können nur bis zum 31. Dezember des

Kalenderjahrs ausgegeben werden, für das die Lohnsteuerkarte !~ilt.
Restbestände an Vordrucken sind am letzten Arbeitstag eines Jahres
zu zählen und dem Amtsleiter zu übergeben. Bis zum 15. Januar (jes
folgenden Jahres sind diese Lohnsteuerkarten unter Aufsicht (jes
Amtsleiters zu vernichten (R 108 Abs. 11 Satz 3 LStR 2003).

Die Hinterlegung der Lohnsteuerkarte beim Arbeitsamt ist seit 1998
nicht mehr vorgesehen. Deshalb ist auch die Mitteiliung der Gemeinde
an das Arbeitsamt über die Ausstellung einer Ersatz-Lohnsteuerkarte
nicht mehr notwendig.

(8) Von den Anweisungen in Abs. 4 bis 7 sind die Lohnsteuer-
kartenvordrucke ausgenommen, die, durch den Stempelaufdruck oder
Perforation klar und deutlich als .Muster" gekennzeichnet, archiviert
werden, um durch einen Vergleich auch nach 2004 auftauchende
Lohnsteuerkartenfälschungen feststellen zu können. Es können des-
halb einzelne Exemplare dieser Muster auch mit dem beim aligernei-
nen Ausstellungsverfahren üblichen Aufdruck versehen werden.

17. Sicherheits maßnahmen

(1) Bei der Ausstellung der Lohnsteuerkarten durch die
Gemeinden ist darauf zu achten, dass der Zugriff Unbefugten ausge-
schlossen wird.

(2) Für die Aufbewahrung der Lohnsteue~karten haben die

Gemeinden besondere Sichemeitsmaßnahmen zu treffen (R 108 Abs.

11 Satz 2 LStR 2003). Welche Maßnahmen im einzelnen angeordnet

werden, bleibt der Entscheidung des für die sichere Aufbewahrung ver-

antwortlichen Amtsleiters überlassen. Es muss in jedem Fall sicherge-

stellt werden, dass die Vordrucke stets -ggf. auch am Arbeitsplatz wäh-

rend der Dienstzeit -unter Verschluss gehalten werden und nur die für

die Ausstellung der Lohnsteuerkarten zuständigen Bediensteten Zugriff

dazu haben.

(9) Die Gemeinden haben über die empfangenen Lohnstel,Jer-
kartenvordrucke bestandsmäßige Aufzeichnungen in einfacher F:>rm
zu führen.
Sie haben der Oberfinanzdirektion zum 31. Januar des jeweils fol-
genden Jahres
a) die Anzahl der für das abgelaufene Kalenderjahr empfangenen

Vordrucke,
b) ferner die Anzahl der im allgemeinen Ausstellungsverfahren,
c) die Anzahl der nachträglich ausgestellten Lohnsteuerkarten urld
d) die Anzahl der als Muster al1:hivierten Lohnsteuerkarten
e) sowie die Anzahl der vemichteten Lohnsteuerkartenvordrucke (vgl.

Abs. 4 und 7)
zu berichten.

)

(3) Die Gemeinden haben über die von ihnen ausgestellten
Lohnsteuerkarten 2004 ein Verzeichnis mit folgenden Angaben zu
führen:

(10) Die Gemeinden haben der Oberfinanzdirektion unverzü!~lich
zu berichten, wenn Lohnsteuerkarten abhanden gekommen oder
gestohlen worden sind.

1 LId. Nr.,

2. Name, Vomame, Wohnort (Wohnung), Geburtsdatum des Arbeit-

nehmers, (11) Nachträgliche Ergänzungen oder Änderungen der Eintra-
gungen auf der Lohnsteuerkarte sind stets mit dem Dienstsiegel der
Gemeinde und einer Unterschrift zu versehen.3. Steuerklasse sowie die auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Zahl

der Kinderireibeträge,
(12) Von Arbeitnehmern nicht tür eine Einkommensteuerver;3nla-

gung benötigte Lohnsteuerkarten, die irrtümlich den Gemeinden zuge-
sandt werden, sind nach Ablauf des Kalenderjahrs, tür das sie aus-
gestellt worden sind, unverzüglich an das zuständige Finanzamt

weiterzuleiten.

4. Zugehörigkeit des Arbeitnehmers und ggl. seines Ehegatten zu

einer Religionsgemeinschaft,

5. Tag der Ausstellung der Lohnsteuerkarte,

6. Bermerkungen (Höhe der Freibeträge und deren Zusammen-

setzung).

Ändert die Gemeinde die Lohnsteuerkarte, so hat sie auch das
Verzeichnis zu ändern. Ist das Verzeichnis bereits an das Finanzamt
abgeliefert worden, so hat die Gemeinde die Änderung oder Ergän-
zung dem Finanzamt zum Vermerk in dem Verzeichnis mitzuteilen.

(5) Die Gemeinde hat über nachträglich ausgestellte Lohnsteuer-
karten ein besonderes Verzeichnis zu führen, wenn sie das Verzeichnis
nach Abs. 3 schon an das Finanzamt abgeliefert hat. Es muss d'~m
Verzeichnis nach Abs. 3 entsprechen. Die Gemeinde hat dem Finanz-
amt auf Verlangen dieses Verzeichnis nach Ablauf des Kalenderjahrs
zu übersenden (siehe auch Abs. 3). In diesem Verzeichnis sind :Jie
Ersatz-Lohnsteuerkarten besonders kenntlich zu machen (Hinweis ;3uf
Abschn. 16 Abs. 2).
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Ergänzung Lind Änderung der Eintragungen
auf der Lohnsteuerkarte

In den Fällen, in denen im Heiratsjahr 2004 keine Verpflichtung
besteht, die Steuerklasse ändern zu lassen, kann die N~lmens-
änderung auf der Lohnsteuerkarte nicht von der Änderurlg der
Steuerklasse abhängig gemacht werden.

(4) Wird die Ehe eines Arbeitnehmers nach Ablauf des .Jahres

2003 durch die Scheidung oder Aufhebung aufgelöst oder haben die

Ehegatten die dauernde Trennung herbeigeführt, ist eine Änderung der

Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte nicht zulassig; es kommt Ilur ein

Steuerklassen wechsel nach Abs. 7 in Betracht. Das gilt nicht, wenn bei

einer durch Scheidung oder Aufhebung aufgelösten Ehe der andere

Ehegatte im sei ben Kalenderjahr wieder geheiratet hat, von seinem

neuen Ehegatten nicht dauernd getrennt lebt und er und sein neuer

Ehegatte unbeschrankt einkommensteuerpflichtig sind. In diesen

Fällen ist die auf der Lohnsteuerkarte des nicht wiederverheirateten

Ehegatten eingetragene Steuerklasse auf Antrag in Steuerklasse 111 zu

ändern, wenn die Voraussetzungen des § 38 b Nr. 3 Buchs1abe c

Doppelbuchstabe aa EStG erfüllt sind. Hinweise auf Abschn. 15 J~bs. 5.

18. Ergänzung durch die Gemeinde wegen Änderung
der Steuerklasse, der Zahl der Kinderfreibeträge sowie
der Pauschbetriige tür Behinderte und Hinterbliebene

(1) Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte, denen die Verhältnisse
zu Beginn des Kalenderjahrs zugrundezulegen waren und die unrich-
tig sind, sind auf Antrag zu ändern. Bei der Bescheinigung von Kindern
sind Abschn. 11 Abs 6,7 und 9 entsprechend anzuwenden. Die Ände-
rung ist von der Behörde vorzunehmen, die die Eintragung vorgenom-
men hat oder die Eintragung -soweit sie vorzunehmen gewesen wäre
-unter1assen'l1at Die in § 39 Abs. 5 E8tG vorgeschriebene Antragfrist
(vgl. Abs. 2) gilt nur lür Anträge auf Änderungen und Ergänzungen der
Lohnsteuerkarte, die bei einer im Laufe des Kalenderjahrs eingetrete-
nen Anderung der Verhältnisse gestellt werden. Unrichtige Eintragun-
gen auf der Lohnsteuerkarte sind deshalb auch noch nach Ablauf des
Kalenderjahrs, für das die Lohnsteuerkarte gilt, zu berichtigen, wenn
der Arbeitnehmer hieran ein begründetes Interesse hat (BFH-Urteil
vom 8. November 1972 -B8tBI1973 1.1 8.223).

Mögliche Fallgestaltungen, hinsichtlich der Änderung der Steuerklas-
sen bei Ehegatten, die bereits im Kalenderjahr der Ausstellurig der
Lohnsteuerkarte, als 2003, dauernd getrennt lebten oder deren E,he im
Kalenderjahr 2003 durch Scheidung oder Aufhebung aufgelöst wurde.
bitte ich wie folgt zu handhaben:

,'\).
Fall 1

Die Eheleute M und V leben seit Mitte des Kalenderjahrs 2003 dauernd

getrennt. Das Kind lebt bei der Mutter. Die Gemeindebehörde wurde

darüber vor der Ausstellung der Lohnsteuerkarten 2004 infol"miert.

Diese versäumte es aber, die entsprechenden Änderungen bei der

Ausstellung der Lohnsteuerkarten 2004 zum 30.09.2003 zu be-

rücksichtigen und stellte die Lohnsteuerkarten wie folgt aus: IV/1 0 und

IV/1,0. Richtigerweise müsste der Mutter die Steuerklasse 11 und ein

halber Kinderfreibetrag und dem Vater die Steuerklasse I und ein hal-

ber Kinderfreibetrag bescheinigt werden. Die Mutter stellt im Januar

2004 den Antrag zur Änderung der Steuerkiasse in 11/0,5.

Änderungen erfolgen, wenn

die Steuerklasse oder die Zahl der Kinderfreibeträge zuungunsten
des Arbeitnehmers nicht zutreffend eingetragen ist:

2. eine günstigere Steuerklasse oder eine höhere Zahl der Kinder-
freibeträge eingetragen ist, als es den Verhältnissen des Arbeit-
nehmers am 1. Januar 2004 entspricht, z. B. bei Ehescheidung
oder beim Tod eine$ Kindes vor dem 1. Januar 2004

Weichen die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte von den Verhält-
nissen zu Beginn des Kalenderjahrs zugunsten des Arbeitn~hmers ab,
ist er verpflichtet, die Eintragung der Steuerklasse und ggf. der Zahl der
Kinderfreibeträge auf der Lohnsteuerkarte umgehend ändern zu las-
sen. Kommt der ,Arbeitnehmer seiner Verpflichtung nicht nach, so hat
die Gemeinde die Eintragung von Amts wegen zu ändern; der Arbeit-
nehmer hat die Lohnsteuerkarte der Gemeinde auf Verlangen vorzu-
legen. Unterbleibt die! Änderung der Eintragung, hat die Gemeinde dem
Finanzamt die Fälle mitzuteilen, in denen eine von ihr vorzunehmende
Änderung unterblieben ist.

(2) Für die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte sind grundsätz-
lich die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahrs, für das die Lohn-
steuerkarte gilt, maßgebend (§ 39 Abs. 3b EStG). Ändert sich die Zahl
der Kinderfreibeträge zugunsten des Arbeitnehmers, z.B. bei Ehe-
schließung oder der Geburt eines Kindes im Laufe des Kalenderjahrs,
so hat die Gemeinde auf Antrag die Lohnsteuerkarte zu ergänzen. Der

Antrag kann nur bis zum 30. November des laufenden Kalenderjahrs
gestellt werden (§ 39 Abs. 5 Satz 1 EStG).

Ändert sich die Zahl der Kinderfreibeträge zuungusten des Arbeit-
nehmers, so erfordert das -vorbehaltlich Abs. 1 Nr. 2 -keine Änderung
der Lohnsteuerkarte. Diese Grundsätze gelten auch für die nachträgli-
che Ausstellung der Lohnsteuerkarte im Laufe des Kalenderjahrs.

/:":':1)
':,;Y

Lohnsteuerkarte zuungunsten der Mutter aus, so dass sie eine

Berichtigung beantragen kann. Nachweislich unrichtige Eintrag'Jngen
können auf Antrag jederzeit, also auch im Kalenderjahr 2004, ge;~ndert
werden. Örtlich zuständig ist grundsätzlich die Behörde, die die
Eintragung vorgenommen hat (Ausnahme: R 109 Abs. 11 Nr. 1 S. 2

LStR 2003). Als Zeitpunkt, ab dem die Änderung gilt, ist der 01.01.2004

auf der Lohnsteuerkarte einzutragen.

(3) Beantragen die Ehegatten wegen einer Eheschließung im
Kalenderjahr 2004 eine Änderung der Steuerklasse, ist mit Wirkung
vom Tag der Eheschließung an die Steuerklasse III zu bescheinigen,
wenn der Ehegatte keinen Arbeitslohn bezieht oder im Laufe des
Kalenderjahrs bezogen hat. Wenn beide Ehegatten Arbeitslohn bezie-
hen oder im Laufe des Kalenderjahrs bezogen haben, ist mit Wirkung
vom Tag der Eheschließung an auf den Lohnsteuerkarten beider

Ehegatten die Steuerklasse IV einzutragen, es sei denn, die Ehegatten
beantragen die Bescheinigung der Steuerklassen III und V.

Da gemäß § 26 Abs. 1 EStG die Ehegatten ganzjährig als verheiratet

besteuert werden, wenn sie zu Beginn des Kalenderjahrs oder zu

irgendeinem Zeitpunkt im Laufe des Kalenderjahrs beide unbeschränkt

steuerpflichtig waren und nicht dauernd getrennt gelebt haben kann

bei einer Aufhebung der Ehe, einer Ehescheidung, bei Tod eines

Ehegatten oder bei Herbeiführung einer dauemden Trennung im Laufe

des Kalenderjahrs nur ein Steuerklassenwechsel gemäß R 109 Abs. 2

Haben die Ehegatten wegen der Eheschließung Im Kalenderjahr 2004

eine Änderung der Steuerklasse nicht beantragt, so wird unterstellt,
dass sie für das Jahlr 2004 nach den vor der Eheschließung geltenden
Merkmalen besteuert werden wollen.

Für die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte kommt es nach § .39
Abs. 3 b S. 1 EStG grundsätzlich auf die Verhältnisse zu Beginn des
Kalenderjahrs an, für das die Lohnsteuerkarte gilt, so dass im Rahmen
des Ausstellungsverfahrens zum 20.09. nur die wahrscheinlichen
Verhältnisse zu diesem Stichtag zugrunde gelegt werden können.
Durch fehlerhafte Daten der Meldebehörde -wie im Fall 1 -kann die
auf der Lohnstuerkarte eingetragene Steuerklasse (oder die Zahl der
Kinderfreibeträge) von den Verhältnissen zum 01. Janua' des
Kalenderjahrs, für das die Lohnsteuerkarte gilt, abweichen.
Sollten sich die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte zuungllnsten
des Arbeitnehmers auswirken, besteht für den ArbeitnehmE!r ein
Berichtigungsanspruch, deI:' er unabhängig von der in § 39 Abs. 5
EStG genannten Antragsfrist -30. November -geltend machen kann,
da diese nur für Änderungen aufgund von Ereignissen gilt, die während

des Kalenderjahrs eintreten.
Dagegen besteht gemäß § 39 Abs. 4 EStG ein Berichtigungszwi3ng in

I
den Fällen, in denen sich die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte
zugunsten des Arbeitnehmers auswirken würden. Kommt der.
Arbeitnehmer seiner Verpflichtung nicht nach, so muss gemäß § 39
Abs. 4 S. 3 EStG die Änderung von Amts wegen durch die Gemeinde

oder das Finanzamt (vgl. R 109 Abs. 11 LStR 2003) erfolgen.

Im vorliegenden Fall wirken sich die Eintragungen auf dei
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i.v.m. Abs. 5 LStR 2003 erfolgen. Dafür ist ein gemeinsamer Antrag

notwendig.
det ist. Das heißt, dass die melderecl:ltlichen Verhältnisse bei c;ler
Zuordnung von Kindern so lange unverändert maßgebend sind, bis
au/grund einer abweichenden An-, Ab- oder Ummeldung eine ander-

weitige Zuordnung vorgenommen werden kann (BFH-Urteil vom
27.07.1984,B8tBI. 1985 I1 8. 8). Wenn Kinder bei bei den Elternteilen
gemeldet sind, richtet sich die Zuordnung nach§ 32 Abs. 7 8. 2 E8tG
i. V.' m. H 182 E8tH 2002.

Die dauernde Trennung im Fall 1 wurde von den Eheleuten allerding-
sa nicht im Laufe des Kalenderjahrs 2004 herbeigeführt, sondern
bestand bereits im Kalenderjahr 2003. Somit kommt kein
Steuerklassenwechsel gemäß R 109 Abs. 5 LStR 2003 in Betracht,
und ein gemeinsamer Antrag der Eheleute ist nicht notwendig.

Von daher ist der Mutter grundsätzlich das Kind zuzuordnen umj ihr die

Steuerklasse 11 mit einem halben Kinderfreibetrag zu bescheinigen.

Die weiteren steuerlichen Konsequenzen sind wie im Fall 1 vorzuneh-

men.

Nach § 38 bNr. 2 EStG erhalten Arbeitnehmer die Steuerklasse 11,
wenn bei ihnen ein Haushaltsfreibetrag gemäß § 32 Abs. 7 S. 1 EStG
zu berücksichtigen ist. Nach § 32 Abs. 7 S. 1 EStG erhält der Elternteil
den Haushaltsfreibetrag, in dessen Wohnung das Kind zu Beginn des
Kalenderjahrs gemeldet ist. Für die Zuordnung ist allein der Tag der
ordnungsamtlichenl Ummeldung und nicht der Tag des tatsächlichen
Umzugs maßgebend, um Ermittlungen über die tatsächlichen Wohn-
und Unterhaltsverhältnisse zu vermeiden. Da die Mutter bereits im
Kalenderjahr 2003 der Meldebehörde den Umzug anzeigte und somit
das Kind auch nachweislich zum 01.01.2004 bei ihr gemeldet war, ist
ihr auf der Lohnsteuerkarte die Steuerklasse I1 und ein halber

Kinderfreibetrag einzutragen.

Abwandlung zu Fall 3

Das Kind lebt seit Mitte des Kalenderjahrs 2003 beim Vater.

Unter Anwendung des § 32 Abs. 7 S. 2 EStG kann das Kind nur mit
Zustimmung der Mutter dem Vater zugeordnet und ihm die
Steuerklasse II bescheinigt werden. Erfolgt keine Zustimmung, ist das
Kind der Mutter zuzuordnen. Die Vorschriften über die steuerliche
Zuordnung von Kindern wurden vom Bundesverfassungsgericht inso-
weit als verfassungskonform bestätigt (BStBI. 197711 S. 526).

G~mäß § 38 b EStG können nur unbeschränkt einkommensteuerpflich-
tige Ehegatten, die nicht dauernd getrennt leben, die lamiliengerechte
Steue!klassenkombination I!IN oder IV/IV erhalten. Diese Voraus-

.setzungen werden von den Eheleuten nicht erfüllt, so dass auch die
Lohnsteuerkarte des Vaters geändert werden muss. Eine Steuer-
klassenkombination ist nicht zulässig. Von daher hat die Gemeinde mit
entsprechenden Maßnahmen (ggl. Zwangsmittel na~h §§ 328 ffAO)
die unrichtigen Eintragungen aul der Lohnsteuerkarte des Vaters zu
berichtigen. .

:0
Fall 4

Die Eheleute M und V führen im Kalenderjahr 2004 die dauernde
Trennung herbei. Das Kind lebt bei der Mutter. Die Gemeindetlehörde
hatte zum 20.09.2003 die Lohnsteuerkarten 2004 wie folgt aus'~estellt:
IV/1 ,0 und IV/1 ,0. Die Mutter meldet sich mit dem Kind im Juni 2004 bei
der Gemeindebehörde um und stellt einen Antrag zur Änderung der
Steuerklasse in 11/0;5.

Da die dauernde Trennung erst im Kalenderjahr 2004 herbeigeführt
wurde, ist gemäß den Ausführungen zum Fall 1 nur ein Steuer~:lassen-
wechsel in der R 109 Abs 2 i. V. m. Abs. 5 LStR 2003 vorges<:hriebe-
nen Form möglich. Die Steuerklasse 1I kann hier nicht ausgestellt wer-
den. Mit Wirkung vom Beginn des Kalendermonats an, der au.f die
Antragsteilung folgt, ist eventuell ein Steuerklassenwechsel vorzuneh-
men, soweit dies gemäß R 109 Abs. 5 LStR 2003 noch durchführbar ist
(§ 39 Abs. 5 EStG). Dafür ist nunmehr, abweichend von den
Fallgestaltungen 1 "3, ein gemeinsamer Antrag und die Vorlage beider
Lohnsteuerkarten erforderlich.

Zwischen der Ausstellung der Lohnsteuerkarte 2004 am 20.09.2003
und dem 01.01.2004 führen die Eheleute M und V die dauernde
Trennung herbei. Das Kind lebt bei der Mutter. Bei der Gemeinde-
behörde erfol~t noch vor dem 01.01.2004 die melder.~chtliche
Umrt}eldung. Die Mutter stellt im Januar 2004 den Antrag zur Anderung
der Steuerklasse von IV/1,0 in die Steuerklasse 1110,S.
In der Zeit zwischen der Ausstellung der Lohnsteuerkarte und dem
Beginn des Kalenderjahrs können ebenfalls Umsti!.nJe eintreten,
wodurch die auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Steuerklasse (oder
die Zahl der Kinderfreibeträge) nicht mit den Verhältnissen am 01.
Januar des Kalenderjahrs, für das die Lohnsteuerkarte gilt, überein-
stimmen. Auch in diesen Fällen richtet sich der Berichtigungsanspruch
bzw. der Berichtigungszwang nach den o.g. Ausführungen zu § 39
Abs. 4 EStG. Da nachweislich unrichtige Eintragungen auf Antrag
jederzeit, also auch im Kalenderjahr 2004 geändert werden können, ist
die steuerrechtliche Würdigung wie im 1. Fall vorzunehmen.

In Zweifelsfällen bitte ich, die Steuerpflichtigen an die Finanzämter zu
verweisen.

)
Generell müssen die Ehegatten gegenüber den Meldebehörden
den Nachweis führen, dass die Ehe durch Scheidung oder
Aufhebung aufgelöst wurde oder die Ehegatten eine d~ uernde
Trennung herbeigeführt haben.

Wegen Änderungen der Steuerklassen bei Tod des Ehegatten des

Arbeitnehmers siehe Abschn.15 Abs. 6.
Die Eheleute M und V leben seit Mitte des Kalenderjahrs 2003 dauernd
getrennt. Das Kimj lebt bei der Mutter. Die Gemeindebehörde wurde
darüber jedoch nicht informiert, so dass zum 20.09.2003 die Lohn-
steuerkarten 2004 wie folgt ausgestellt wurden: IV/1,O und IV/1,0. Bei
der Gemeindebehörde erfolgt erst im Januar 2004 die melderechtliche
Ummeldung von Mutter und Kind. Gleichzeitig stellt die Mutter einen
Antrag zur Änderung der Steuerklasse in 11/0,5.

(5) Die Gemein<;ie oder das Finanzamt haben bei einer Änderung
oder Ergänzung der Lohnsteuerkarte den Zeitpunkt einzutra~len, von
dem an die Änderung oder Ergänzung gilt ( § 39 Abs. 5 Satz 2 EStG).
Als Zeitpunkt ist der Tag einzutragen, an dem alle Voraussetiu ngen tür
eine Änderung oder eine Ergänzung der Lohnsteuerkarte erstmalig
erfüllt waren. Es darf jedoch kein Tag eingetragen werden, der vor dem
Beginn des Kalenderjahrs liegt, tür das die Lohnsteuerkarte gilt. Die
bisherige Eintragung ist mit einem Ungültigkeitsvermerk zu versehen.Wenn die Eheleute durch geeignete Unterlagen die dauernde

Trennung beweisE~n können und somit nachweislich die Eintragungen

auf den Lohnsteuerkarten mit den Verhältnissen zum 01.01.2004 nicht

übereinstimmen. besteht auch im Kalenderjahr 2004 eine Korrektur-

möglichkeit. DabE~i richtet sich der Berichtigungsanspruch bzw. der

Berichtigungszwang nach den im Fall 1 dargestellten Ausführungen zu

§ 39 Abs. 4 EStG.

Beispeil A:

Auf der Lohnsteuerkarte des geschiedenen Arbeitnehmers ,~ ist die
Steuerklasse I eingetragen. Diese Angabe ist jedoch unrichtig. Es wäre

die Steuerklasse 11 und die Kinderfreibetragszahl 0,5 ein.~utragen
gewesen, da bei dem Arbeitnehmer ein Kind unter 18 Jshren zu
berücksichtigen ist. A beantragt am 20. Juli bei der Gemeinde, die
unrichtigen Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte durch
Bescheinigung der Steuerklasse 11 und der Kinderfreibetragszahl 0.5

Da die melde rechtliche Ummeldung erst im Kalenderjahr 2004 erfolg-
te. war das Kind .~um 01.01.2004 bei beiden Eltern gemeldet. Die tat-
sächlichen Wohnverhältnisse blieben hierbei unberücksichtigt. da § 32
Abs. 7 S. 1 EStG darauf abstellt. in wessen Wohnung das Kind gemel-
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zu ändern (vgl. Abs 1). Die Gemeinde hat als Zeitpunkt. von dem an
die Änderung gilt, den 1. Januar des Kalenderjahrs EJinzutragen, tür
das die L.ohnsteuer~:ar1e gilt.

gestellt und durchgeführt worden sind, rechnen ebenso nicht ;~u den
Anträgen auf allgemeinen Steuerklassenwechsel im obigen Sin.,e'wie
die erstmalige Änderung der Steuerklassen aus Anlass der Eheschlie-

ßung.
Beispiel B

(8) Bei Änderungen und Ergänzungen der Lohnsteuerkanen gilt
für die Zuständigkeit der Gemeinden folgendes:Auf der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers B sind die Steuerklasse 111

und die Kinderfreibetragszahl 1 bescheinigt. Dem B wurde am 20. Juli
des Kalenderjahrs für das die Lohnsteuerkarte gilt, ein zweites Kind
geboren. Es kam für B seit dem 20. Juli die Steuerklasse 111 und die
Kinderfreibetragszahl 2 in Betracht. B legte die Lohnsteuerkarte am 5.
August der Gemeinde zur Ergänzung vor (vgl. Abs. 2). Die Gem~inde
hat als Zeitpunkt, von dem an die Ergänzung gilt, den 20. Juli einzutra-
gen. Es liegen an diesem Tag erstmalig alle Voraussetzungen für eine
Ergänzung der Lohnsteuerkarte vor.

Weichen die Eintragungen der Lohnsteuerkarte von den tatsäch-

lich~n Verhältnissen ab oder ändern sich die tatsächlichen

Verhältnisse bis zum Beginn des Kalenderiahrs, tür das die

Lohnsteuerkarte gilt, so ist tür die Änderung der Eintragungen die

Gemeinde zuständig, die die Lohnsteuerkarte ausgestellt hat. Das

gilt nicht tür Änderungen _und Ergänzungen der Lohnsteuerkarte,

die vorzunehmen sind, weil nach Ausstellung der Lohnsteuerkarte

der Arbeitnehmer geheiratet hat oder die Voraussetzungen für die

Bescheinigung eines Kindes eingetreten sind; in diesen Fällen

richtet sich die Zuständigkeit der Gemeinde nach der Nr.. 2.

2. Ändern sich die tatsächlichen Verhältnisse ir:n Laufe des Jahres
2004, so gilt für die örtliche Zuständigkeit der Ger:neinden At>schn.
5 Abs. 4 bis '7 mit der Maßgabe, dass die Zuständigkeit sich nach
dem Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt im ~eitpunkt der
Vorlage der Lohnsteuerkarte (also nicht zum 20. September 2003)
richtet.

(6) Bei der Änderung der Zuordnung eines Kindes,l z.B.zum Vater
mit Zustimmung de! Mutter, ist die Bescheinigung der Steuerklasse 11
beim Vater sowie ggf. ~araus folgende. Änderung der ~t~uerklasse bei
der Mutter stets mit Wirkung vom Begmn des Kalend rjahrs oder des
maßgeblichen Zeitpunkts (Abschn. 10 Abs. 1 Nr. 2 S tz 1) an vorzu-
nehmen. In diesem Fall sind die Gemeinde, die für tlie Ausstellung
einer lohnsteuerkarte für die Mutter zuständii ist, zwecks

Berücksichtigung der Steuerklasse I anstelle der Ste erklasse ." und

da& Wohnsltzfmanzamt des Vaters entsprechend u unterrichten
(Vordruck-Nr. 645/11). i
Hat dasWohnsitzfinanzamt des Vaters mit Zustimmun~d~! Mutter bei
diesem die Steuerklasse" bescheinigt, hat es die Ge1neinde, die für
die Ausstellung des Lohnsteu~rkarte der Mutter'zustän~ig ist,hierüber
zu unterrichten, wenn die geänderte Zuordnung mind~ste!ls auch ein
Kind unter 18 Jahren betrifft.
Die Mutter ist im übrigen nach § 39 Abs. 4 EStG verpflichtet, auf ihrer
Lohnsteuerkarte die Eintragung der Steuerklasse umgehend ändern z~
lasSen. !

(7) Bei Ehegatten, die be.ide Arbeitslohn beziehen, hat die
Gemeinde auf gemeinsamen Antrag der E:hegatte~ die auf den
Lohnsteuerkarten eingetragenen Steu~rkl.assen wie fplgt zu ändern
(Steuerklassenwechsel -§ 39 Abs.5 Sätze 2und 4 ~StG):

(9) In Fällen, in denen nach der Ausstellung der Lohnsteuerkarte
und vor 6eginn des Kalenderjahrs, für das die Lohnsteuerkarte gilt,
Änderungen in den für die Eintragungen auf den Lohnsteuerkarten
l1)aßgebenden Verhältnissen ei~getreten sind und der Arbeitnehmer
zum 01.01. den Arbeitgeber wechselt oder nach dem 01.01. erstmals
in ein Dienstverhältnis eintritt, ist auf ausQrücklichen Wunsch des
Arbeitsnehmers die bereits ausgestellte Lohnsteuerkarte durch
die Gemeinde einzuziehen und durch eine neue Lohnsteuerkarte,
auf der die Eintragungen den geänderten Verhältnissen entsprechen,
zu ersetzen.
Der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber oder andere Personen dürfen die
Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte nicht ändern oder ergänzen'.

(10) Die Bescheinigung der Steuerklasse 11 (vgl.Ausführungen zu

Abschn. 10Abs. 1 Nr. Q dritter Ab~atz)oder 1I1 auf der Grundlage des

§ 1 a Abs. 1 Nr. 2 und 3 EStG bei unbeschränkt einkommensteuer.

pflichtigen Arbeitnehmern.. die Staatsangehörige eines Mitgliedsstaats

der Europäis~hen Unioh oder der Staaten ",stand, Norwegen oder

Liechtenstein sind, ist dem Finanzamt vorbehCi.iten (R 109 Abs. 4 a

LStR2003).

Ist aufde~ Lohnsteuer~arten .beiderEhegatten die~ teuerklasse IV

bescheinigt. so Sind diese Eintragungen auf der ohns1euerkarte

des einen Ehegatten in Steuerklasse 1II und auf er Lohnsteuer-
karte des anderen Ehegatten in Steuerklasse V z~ändern.

2. Ist auf der Lohnsteuerkarte des einen Ehegatten 1ie SteuerklasSe
Ilf und auf der Lohnsteuerkarte des anderen Ehegatten ,die
Steuerklasse V bescheinigt. so sind diese Eintra~ungenauf den
Lohnsteuerkarten beider Ehegatten in Steuerklass~ lV zu ändern.

3. Ist auf der Lohnsteuerkarte des einen Ehegatten ~ie Steuerklasse
III und auf der Lohnsteuerkarte des anderen! Ehegatten die
Steuerklasse V bescheinigt, so ist die Eintragung dbrSteuerklasse
I11 auf der Lohnsteuerkarte des einen Ehegatten in I Steuerklasse V
und die Eintragung d~r Steuerklasse V auf der Ij.ohnsteuerkarte
des anderen Ehegatten in Steuerklasse "I zu änd,rn.

19. Ergänzung durch die Gemeinde wegen Ände-
rung der Zugehörigkeit zu einer Religion,sge-
meinschaft

(1) Zum Beginn der Kirchensteuerpflicht gilt folgendes:Ein gemeinsamer Antrag beider Ehegatten kann i unterstellt wer-
..I

den, wenn ein Ehegatte die Anderung i,lntEjr Vorlage der

Lohnsteuerkarte beider Ehegatten beantragt. ! Wird die Kirchensteuerpflicht durch Eintritt oder Wiedereintritt in
eine Religionsgemeinschaft begründet, so beginnt sie mit dem
ersten Tag des auf das maßgebliche Ereignis folgenden Monats.
Die Religionsgemeinschaft (Abkürzungen unter Abschn. 9) und

das Datum sin.d in Abschnitt I! der Lohnsteuerkarte einzutragen.

Die Steuerklassen dürfen frühestens mit Wirkung vpm Beginn des
Kalendermonats ~n gewechselt werden, der auf die Antragsteilung
fOI!)t. Der Antrag kann nur bis zum 30. November 2004 gestellt werden,
In einem Kalenderjahr kann jeweils nur ein Antrag gestellt werden. Das
gilt nicht. wenn eine Änderung der vorgenommenen Eintragung de~-
halb beantragt wird, weil ein Ehe'gatte keinen steuerpflichtigen
Arbeitslohn mehr bezieht oder verstorben ist. weil sich die Ehegatten
auf Dauer getrennt haben oder wenn nach einer Arbeitslosigkeit ein
Arbeitsverhältnis wieder aufgenommen wird. Beginnt oder endet das
Dien$tverhältnis eines Ehegatten, so kann bis zum 30. November 2004

jeweils ein weiteres Mal ein Antrag auf Wechsel der Steuerklassen

gestellt werden.

2. Wird die Kirchensteuer durch Übertritt von einer

Religionsgeme)nschaft in eine andere begründet, so ist zu beach~

ten, dass die Kirchensteuerpflicht gegenüber der

Religionsgemeinschaft, der der Arbeitnehmer früher angehörte,

erst mit Ablauf des auf die Austrittserklärung folgenderi Monats

erlischt und die Kirchensteuer zugunsten der anderen

Religionsgemeinschaft erst ab dem darauf folgenden

Monatsersten erhoben wird. In Abschnitt 11 der Lohnsteuerkarte

sind dieser Zeitpunkt und die neue Religionsgemeinschaft einzu-

tragen.Anträge auf Steuerklassenwechset, die nach Erhalt der Lohnsteuer-
karten, aber vor Beginn des Kalenderjahrs 2004 bei der Gemeinde
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Rechtsbehelfe(2) Die Eintragungen über das Ende der Kirchensteuerpflicht bei
Austritt aus einer Religionsgemeinschaft hat ausschließlich die
Wohnsitzgemeinde v'Drzunehmen.

21. Rechtsbehelfe(3) Die Kirchen!;teuerpflicht endet im Falle des Kirchenaustritts
mit Ablauf des Kaleindermonats, der auf den Monat folgt, in dem
die Erklärung des Kirchenaustritts beim Amtsgericht wirksam
geworden ist. In Ab~;chnitt I1 der Lohnsteuerkane ist in den Leerraum
unter "Kirchensteuerabzug" einzutragen .--" In der folgenden Spalte ist
der für die Beendigung der Kirchensteuerpflicht maßgebende Zeit

einzutragen.

Gegen die Ablehnung einer Maßnahme, für die die Gemeinde zustän-
dig ist, kann bei der Gemeinde (§ 357 Abs. 2AO) Einspruch (§ 347
Abs. 1 AO) eingelegt werden. Über den Einspruch entscheidet die
Gemeinde (367 Abs. 1 AO).

Das Finanzamt hat die Einspruchsentscheidung zu erlassen, wenn ihm
die Gemeinde die Sache zur Entscheidung vorlegt. Die Übemahme
des Rechtsbehelfsveffahrens durch das Finanzamt ist insbesondere in
den Fällen angezeigt, in denen über die gleichen steuerlichen Fragen
bei der Veranlagung zur Einkommensteuer erneut zu entscheiden ist.

20. Ergänzung und Änderung durch das
Finanzamt

Die Einspruchsentscheidung der Gemeinde kann durch Klage beim
Finanzgericht (§ 33 FGO) gegen die Gemeinde (§ 63 Abs. 1 FGO)

angefochten werden.
(1} Für nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt ein~ommensteuer-

pflichtige Arbeitnehmer, die die Voraussetzungen des § 1 a Abs. 1
EStG erfüllen, kommen insbesondere die Steuerklfissen 11 (vgl.
Ausführungen zu Abschn. 10 Abs. 1 Nr. 2 dritter Absatz} oder 11I in

Betracht.
~"1:'1'---'Ein Arbeitnehmer, der als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats der

Europäischen Union (EU) oder der Staaten Island, Liechtenstein oder
Norwegen (EWA) nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtig ist, ist auf Antrag in die Steuerklasse III einzuordnen,
wenn der Ehegatte des Arbeitnehmers in einem EU/EWA-Mitgliedstaat
lebt (§ 1 a Abs. 1 Nr. 2 EStG) und die gesetzlich bestimmten
Einkommensvoraussetzungen erfüllt sind. Für die IÄnderung der
Steuerklasse ist das Wohnsitzfinanzamt des im In,and lebenden

Arbeitnehmers zuständig. !

Bei einem alleinstehenden Arbeitnehmer, der Staatsan~ehöriger eines

EU/EWR-Mitgliedstaates ist, der nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt
einkommensteuerpflichtig ist und der die gesetzli1 h bestimmten

Einkommensvoraussetzungen erfüllt, ist auf der Lohn teuerkarte die

Steuerklasse 11' (vgl. Ausführungen zu Abschn. 10 Ab .1 Nr. 2 dritter
Absatz) einzutragen, wenn in seiner Wohnung I im EU/EWR-
Mitgliedstaat ein Kind gemeldet ist, für das er AnSP~ UCh auf einen

Freibetrag nach § 32 AboS. 6 EStG oder Kindergeld ha., i§ 1 a Abs. 1

Nr. 3 EStG). Für die Änderung der Steuerklasse ist das

Wohnsitzfinanzamtdes Arbeitnehmers zuständig. i

(2) Sind bei einem Arbeitnehmer Kinder zu berücksichtigen, die zu
Beginn des Kalenderjahrs das 18. Lebensjahr vollendet haben (§ 32
Abs. 4 und 5 EStG). so ist für die Änderung der auf der Lohn.
steuerkarte eingetragenen Steuerklasse und der Zahl der Kinder.
freibeträge däs Finanzamt zuständig. Dasselbe gilt. unabhängig vom
Lebensalter -auch für die Bescheinigung der Kinder in den Fällen des

Abschn. 11 Abs. 9. !

(3) Für die Eintragung der Pauschbeträge für Behinderte und

Hinterbliebene sind, soweit sie nicht durch die Gemeinde eingetragen
werden, ebenfalls die Finanzämter zuständig. Für die Eintragung von

Freibeträgen wegen erhöhter Werbungskosten, Sonderausgaben,
außergewöhnlichen Belastungen, der Abzugsbeträge nach § 39i1 Abs.
1 Nr. 5 EStG und der Freibeträge für Kinder in Sonderfällen (§ 39 a

Abs. 1 Nr. 6 EStG) sind die Finanzämter ausOschließlich zuständig.

In den Sonderfällen des § 39 a Abs. 1 Nr. 6 EStG wird der Kinderfrei-
betrag auf Antrag des Steuerpflichtigen als Freibetrag nach § 32
Abs. 6 EStG auf der Lohnsteuerkarte eingetragen, wenn weder der
Steuerpflichtige noch ein anderer Anspruch auf Kindergeld oder ver-

gleichbare Leistun~len hat.


